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„Pro“ fährt nach 
Berlin 


BERLIN. „Pro NRW“-Chef Markus Bei- 
sicht hat die Durchführung eines „Anti- 
Islamisierungskongresses“ am 27. und 
28. August in Berlin angekündigt. Be- 
ginnen soll dieser am Samstag, den 
27.8., mit einer Pressekonferenz. Am 
Sonntag, den 28. August, will man sich 
um 10 Uhr auf dem Potsdamer Platz 
versammeln und für „die Bewahrung 
des abendländischen Charakters unseres 
Landes“ einen Demonstrationszug zum 
Brandenburger Tor durchführen. 

Neben Berliner Wahlkandidaten der 
sog. „Bürgerbewegung pro Deutsch- 
land“ sollen auf dem „Kongress“ der 
Fraktionsvorsitzende des rassistischen 
„Vlaams-Belang“, Filip Dewinter, und 
die österreichische FPÖ-Aktivistin Su- 
sanne Winter sprechen. 

Zur Unterstützung würden alleine aus 
Nordrhein-Westfalen „mehrere Busse“ 
zur „Großdemonstration‘“ in Berlin fah- 
ren, kündigte Beisicht großspurig an. 

hma 


= Geistige Brandstifter 


MÜNCHEN/BERGISCH-GLAD- 
BACH. Michael Stürzenberger, Adminis- 
trator des rassistischen Internetportals 
„PI-News“ und Vertrauter des PI-Grün- 
ders Stefan Herre, hat „PI-News“ in ei- 
nem Interview mit der „Jungen Frei- 
heit“ vor Kritik in Schutz genommen. 

Die ARD-Sendung „Report Mainz“ 
hatte Ende Juli in einem Beitrag kritisch 
über „PI-News“ berichtet. „Islamkritik“ 
sei „nach wie vor berechtigt, notwendig 
und muss noch intensiviert werden“, so 
Stürzenberger. 

Auch nach dem Mordanschlag in 
Norwegen werde sich die Grundhaltung 
nicht ändern. Der als freier Journalist tä- 
tige Stürzenberger kam von der CSU 
zur „Bürgerbewegung Pax Europa“. 
Seit kurzem gehört er dem bayerischen 
Landesvorstand der Partei „Die Frei- 
heit“ an. hma 
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Wie der Phönix aus der 
Asche? 


Norwegen auf der Suche nach sich selbst 


Viel ist gesagt und geschrieben 
worden in den letzten Wochen 
über den Doppelanschlag in Nor- 
wegen und den Täter Anders B. Breivik. 


Journalisten, Terrorismusexperten und 
Psychologen meldeten sich zu Wort um 
der Frage auf den Grund zu gehen, was 
ihn bewegte, diesen Mann, der gezielt und 
brutal Jugendliche jagte und erschoss. Be- 
sonders zu interessieren scheint die Frage, 
ob es sich hier einfach um einen geistes- 
kranken Fanatiker handelt oder einen bis 
zur letzten Instanz konsequenten rechten 
Ideologen. Wie die Antwort darauf auch 
lauten mag, fest steht, dass es sich hier um 
eine Tat mit politischer Dimension han- 
delt — wenn schon nicht ihren Motiven 
nach, dann doch in ihrer Wirkung. 

Zu hoffen bleibt, dass diese Wirkung 
der Intention des Täters möglichst konträr 
entgegensteht. Denn auch wenn diese Tat- 
sache angesichts der perfiden Brutalität 
und den vielen unschuldigen Opfern na- 
hezu unsagbar erscheint: die Hintergrün- 
de und Begleitumstände der Attentate ha- 
ben Strömungen zeitgenössischer politi- 
scher Kultur offen gelegt, die mehr mit 
unserem alltäglichen Leben zu tun haben, 
als uns lieb ist. Erstaunlich und bemer- 
kenswert ist, dass dies bereits so kurz 
nach der Tat vor allem in Norwegen 
selbst, jedoch auch im Ausland themati- 


siert wird und so die Hoffnung besteht, 
das Schreckliche könne zumindest eine 
schmerzhafte Lektion über den Zustand 
des politischen Klimas und der öffentli- 
chen Meinung bereit halten. 

Angefangen hat alles unmittelbar nach- 
dem erste Informationen über die Osloer 
Anschläge bekannt wurden. In Norwegen 
wie im restlichen Europa brachte die 
Nachricht über den Terroranschlag im Re- 
gierungsviertel die Presse in Alarmstel- 
lung. Die erste und beinahe reflexartige 
Reaktion seitens Nachrichteninstanzen, 
die sich als politisch unabhängig und ob- 
jektiv verstehen, war die Vermutung isla- 
mistisch motivierter Täter. Nach Bekannt- 
werden näherer Hintergründe folgte dann 
mantrenähnlich die Sensationsmeldung, 
es habe sich bei dem Attentäter doch un- 
glaublicherweise um einen „blonden, 
blauäugigen Norweger“ gehandelt. Was 
dies über die tiefe Verwurzelung anti-isla- 
mischer Ressentiments und die Unzuläng- 
lichkeit kritischer Reflexion des Hasspo- 
tenzials im rechten Milieu der eigenen 
Heimat seitens des medialen Mainstream 
aussagt, muss an dieser Stelle wohl kaum 
kommentiert werden. Die norwegischen 
Medien unterschieden sich hier wenig 
von denen des restlichen Europa. 

Als in den folgenden Tagen mehr über 
die Motivation des Täters bekannt wurde, 
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„Zivile Koalition” tagt 
BERLIN. Der Verein „Zivile Koalition“ 
um Beatrix Herzogin von Oldenburg hat- 
te unlängst den Beginn einer Kampagne 
unter dem Motto „Stoppt die EU-Trans- 
ferunion“ angekündigt. Nachdem der 
rechte Verein alle Bundestagsabgeordne- 
ten angeschrieben und diese aufgefordert 
hatte, sich gegen eine „Transferunion“ zu 
stellen, will er nun am 21. September ei- 
nen Kongress in Berlin durchführen. Un- 
ter dem Motto „ESM-Vertrag: Der Weg 
in die Schuldenunion? Abschaffung von 
Demokratie und Souveränität?“ sollen im 
Hotel „Schweizerhof“ im Berliner Stadt- 
teil Tiergarten mehrere Redner auftreten. 
So u.a. der FDP-Bundestagsabgeordnete 
Frank Schäffler, der über gute Kontakte 
zu der am rechten Rand des Liberalismus 
angesiedelten Zeitschrift „eigentümlich 
frei“ verfügt. Auch der ehemalige BDI- 
Präsident Hans-Olaf Henkel, gelegentli- 
cher Autor der „Jungen Freiheit“, wird 
als Redner angekündigt. Ebenso Prof. 
Joachim Starbatty, der gegen die „Grie- 
chenlandhilfe‘“ vor dem Bundesverfas- 
sungsgericht klagt. „Deutschland und Eu- 
ropa stehen am Scheideweg“, orakelt die 
„Zivile Koalition“ und warnt vor einer 
„Beendigung unserer nationalen Selbst- 
bestimmung‘“ und einer „ESM-Diktatur.“ 
hma 


„Piusbrüder” gegen CSD 


STUTTGART. Eine halbe Hundertschaft 
Polizei ermöglichte der rechtsgerichteten 
„Priesterbruderschaft St. Pius X.“, in 
Stuttgart eine Mahnwache gegen den 
diesjährigen CSD durchzuführen. Dabei 
sahen sich die Piusbrüder auf dem Mari- 
enplatz heftigen Gegenprotesten ausge- 
setzt. Auf den Internetseiten des christ- 
lich-fundamentalistischen kreuz.net ist 
von „Homo-Schlägertruppen“ und randa- 
lierenden „Aids-Schleudern“ die Rede. 
Für Katholiken gelten, „ähnlich wie für 
Juden im Dritten Reich, eingeschränkte 
Bürgerrechte“, so kreuz.net. hmaM 


Nie wieder ein SS-Europa! 


Internationale Föderation der Wider- 
standskämpfer protestiert gegen SS - 
Treffen in Estland 

Mit Empörung wendet sich die Interna- 
tionale Föderation der Widerstandskämp- 
fer (FIR) — Bund der Antifaschisten an 
die politisch Verantwortlichen in Estland, 
die es Ende Juli zum wiederholten Male 
zugelassen haben, dass ehemalige 
Kriegsverbrecher der estnischen und der 
lettischen SS-Divisionen in Sinimäe öf- 
fentlich die Erinnerung an ihre Taten ze- 
lebrieren konnten. Neben den SS -Vetera- 
nen waren auch zahlreiche junge Anhän- 
ger der extremen Rechten anwesend, die 
die „Estnische Legion“ als „Freiheits- 
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kämpfer“ und „Helden der Unabhängig- 
keit“ bezeichneten. 

Besonders beschämend ist es, dass die 
Vertreter der estnischen Regierung selber 
keine Distanz zu diesem Treffen zeigten. 
Vielmehr wurde von dem Parlamentsab- 
geordneten Trivimi Velliste verkündet, 
dass der estnische Verteidigungsminister 
Mart Laar versprochen habe, den Vetera- 
nen der 20. SS -Division offiziell den Sta- 
tus der „Freiheitskämpfer“ zu verleihen. 
Folgerichtig behauptete auch das estni- 
sche Außenministerium, dass jegliche 
Kritik an dieser Veranstaltung falsch sei 
und „auf ideologischen Klischees“ basie- 
re. Man sprach sogar von „ideologischen 
Manipulationen“. 

Die FIR erklärt dazu in aller Deutlich- 
keit: Die Verbrechen der SS sind keine 
„ideologischen Klischees“, sondern sie 
wurden durch den Gerichtshof der Völker 
in Nürnberg nach dem Zweiten Weltkrieg 
festgestellt: Die SS war in allen ihren Tei- 
le eine verbrecherische Organisation. Es 
darf nicht sein, dass eine Regierung der 
Gemeinschaft der europäischen Länder 
sich über dieses grundsätzliche Doku- 
ment des Völkerrechts glaubt hinwegset- 
zen zu können. 

Wir erwarten von der estnischen Regie- 
rung, dass sie als Bestandteil des verein- 
ten Europas jeglicher Rehabilitierung der 
SS-Verbände Einhalt gebietet. Wir treten 
mit allen antifaschistischen Kräften in 
Europa aktiv gegen Geschichtsrevision 
und Rehabilitierung der SS-Verbände ein. 

Faschismus ist keine Meinung, sondern 
ein Verbrechen! 

Für den Exekutivausschuss der FIR 
Vilmos Hanti, Präsident; Dr. Ulrich 
Schneider, Generalsekretär 
FEDERATION INTERNATIONALE 
DES RESISTANTS (FIR) Berlin, 3.8.11 


Einen Tag nach Oslo - 
Anschlag in Radevormwald 


WUPPERTAL. Nur einen guten Tag hat es 
gedauert, bis die katastrophalen, christ- 
lich-fundamentalistisch und faschistisch 
motivierten Anschläge von Oslo (Norwe- 
gen) in Radevormwald Nachahmer ge- 
funden hatten. Wuppertal gegen Rechts 
schreibt dazu: 

„Mit Empörung weisen wir darauf hin, 
dass die Moschee einer unserer moslemi- 
schen Gemeinden in der Nacht von 
Samstag auf Sonntag, mutmaßlich gegen 
Mitternacht, mit Steinwürfen angegriffen 
wurde. Mit schweren Quarzsteinen wur- 
den drei der vier doppelt verglasten Fens- 
ter des unscheinbaren Moschee-Gebäu- 
des zerstört. Einer der Steine wurde mit 
derartiger Wucht geworfen, dass Teile ab- 
splitterten. 

Wir weisen darauf hin, dass der gefass- 
te Täter von Norwegen auch gesagt haben 
soll, er kämpfe gegen die Islamisierung 


Europas und die linksliberale Politik. Ge- 
nau dieses Feindbild kennen wir von in 
Radevormwald aktiven Organisationen 
der extremen Rechten: „pro NRW“. 

Wir erinnern daran, dass bereits im 
letzten Jahr im Zusammenhang mit den 
durch einen Aachener Nationalisten ge- 
planten Sprengstoffanschlägen „pyro- 
technische Mittel“ bei Rechtsaktivisten 
auch in Radevormwald gefunden wurden. 
Wir stellen die Frage nach den Konse- 
quenzen — Was ist seither getan worden, 
um rechten Gewalttätern Einhalt zu ge- 
bieten? 

Es darf hier keine Verharmlosung mehr 
geben. Gerade die Gefahr, die von sich 
selbst so nennenden Rechtspopulisten 
ausgeht, darf nicht mehr unterschätzt 
werden. Der Täter von Oslo war bis 2006 
in einer solchen Partei. Sie predigen den 
selben Hass gegen alles, was anders ist, 
wie ihre geistigen Väter im Dritten Reich. 
Nach den schrecklichen Anschlägen von 
Norwegen muss in Deutschland verstan- 
den werden: Das Verbot aller faschisti- 
schen Organisationen ist eine akute Frage 
der inneren Sicherheit — Es muss sofort 
umgesetzt werden! 

Von unpolitischem Vandalismus kann 
im Fall Radevormwald, nicht nur auf 
Grund der zeitlichen Zusammenhänge, 
niemand ernsthaft ausgehen. Der An- 
schlag auf die Radevormwalder Moschee 
war offensichtlich geplant. Die Täter 
mussten geeignete Steine vor der Tat be- 
schaffen und zum Tatort transportieren. 
Wir gehen davon aus, dass aus diesem 
Grund „nur“ drei Steine geworfen wur- 
den. Kleine Städte sind nicht vor braunen 
Verbrecherbanden sicher, die Menschen 
in Radevormwald in akuter Gefahr. Wir 
erinnern an den Brandanschlag auf das 
Asylbewerberheim in Hückeswagen vom 
9. Oktober 1991, in unserer unmittelba- 
ren Nachbarschaft — nur durch Zufall 
kam damals kein Mensch ums Leben.“ 

Quelle: http://wuppertal-gegen- 
rechts.de 25.07.2011 


Ältester KZ-Überlebender 
feierte 106. Geburtstag 


ÖSTERREICH. Am 23. Juli feierte Leopold 
Engleitner seinen 106. Geburtstag. Er ist 
der älteste Überlebende der Konzentrati- 
onslager Buchenwald, Niederhagen und 
Ravensbrück. Als einfacher Bauern- 
knecht verweigerte er während des Nazi- 
Regimes aufgrund seiner religiösen 
Überzeugung als Zeuge Jehovas den 
Dienst in der Deutschen Wehrmacht. Am 
4. April 1939 wurde er in Bad Ischl von 
der Gestapo verhaftet und in Linz und 
Wels in Untersuchungshaft genommen. 
Die Nazis steckten ihn in die Konzen- 
trationslager Buchenwald, Niederhagen 
und Ravensbrück. In Buchenwald war er 
von Oktober 1939 bis März 1941 inter- 
niert, im März 1941 wurde er ins KZ Nie- 
derhagen in Wewelsburg bei Paderborn 


überstellt und kam dann im April 1943 
ins KZ Ravensbrück, wo er nach jahre- 
langer Zwangsarbeit und schwersten 
Misshandlungen im Juli 43 mit nur 28 
Kilogramm entlassen wurde. In der Hei- 
mat arbeitete er dann auf einem Bauern- 
hof als Zwangsarbeiter, bis er kurz vor 
Kriegsende noch einen Einberufungsbe- 
fehl erhielt. Daraufhin flüchtete er ins 
Salzkammergut. Wochenlang wurde er 
von den Nazis gesucht, aber sie konnten 
ihn nicht aufspüren. 

Engleitner wurde durch seine Biografie 
und den Dokumentarfilm „Nein statt Ja 
und Amen“ weltbekannt. Als „Zeitzeuge 
gegen das Vergessen“ reiste er von 1999 
bis 2009 mehr als 120.000 Kilometer 
quer durch Europa und die USA. 

Quelle: Ischler Woche vom 27.7.2011 


Blind gegenüber Nazi- 
gewalt 


DORTMUND. In der Nacht vom 19. auf 
den 20. Juli war das Wahlkreisbüro von 
Ulla Jelpke zum sechsten Mal Ziel eines 
Angriffs von Neonazis. Das „Ermitt- 
lungsverfahren gegen Unbekannt“ wurde 
von der Staatsanwaltschaft Dortmund in 
einer Rekordgeschwindigkeit von nicht 
einmal fünf Tagen mit Datum 26.7.2011 
eingestellt, „weil ein Täter nicht ermittelt 
werden konnte“ und: „weitere Nachfor- 
schungen versprechen zur Zeit keinen Er- 
folg.“ 

„Diese schnelle Ermittlungseinstellung 
lässt befürchten, dass Polizei und Staats- 
anwaltschaft in Dortmund weiterhin auf 
dem rechten Auge blind sind“, beklagt 
die Dortmunder Bundestagsabgeordnete 
der LINKEN, Ulla Jelpke. „Zu befürch- 
ten ist nun, dass die Dortmunder Staats- 
anwaltschaft auch in rund 10 weiteren 
Fällen die Anzeigen von Opfern rechter 
Gewalt und Drohungen aus den letzten 
zwei Wochen einstellen wird. Notwendig 
wäre ein Verbot des Naziaufmarsches am 
3. September. Da auf Polizei und Justiz 
kein Verlass ist, rufe ich weiterhin ge- 
meinsam mit dem Bündnis Dortmund 
stellt sich quer zu massenhaften Blocka- 
den auf.“ Ulla Jelpke, MdB 

Innenpolitische Sprecherin Fraktion 
DIE LINKE. 


Demonstration gegen 
Anschlag auf Sinti-Familie 


LEVERKUSEN. Etwa 30 Personen (inklu- 
sive einer Samba-Band) zogen am Mitt- 
wochabend, den 27.7. in einer spontanen 
Demonstration vom Leverkusener Bahn- 
hof durch die Innenstadt zu einem Haus, 
auf das in der Nacht vom Sonntag auf 
Montag ein Brandanschlag verübt wor- 
den war. Die Täter hatten mehrere Molo- 
towcocktails in die Erdgeschosswohung 
geschleudert. 

Mit Sprechchöre und dem Verteilen 
von Flugblättern machten die Demons- 


Fortsetzung von Seite 1: Norwegen auf der Suche nach sich selbst 


die er in einem 1500 Seiten starken Mani- 
fest offengelegt hatte (hierzu bereits Bern- 
hard Schmid in Ausgabe 15/11), hörten 
wir schnell die Attribute „irrsinnig“, 
„wirt“ und „wahnhaft“. Entgegen des 
psychologischen Eifers, der die Presse in 
diesen Tagen bestimmt, soll an dieser 
Stelle kein vorschnelles Urteil über den 
geistigen Zustand des Attentäters gefällt 
werden. Auffällig ist jedoch, dass sich in 
den Schriften eines mutmaßlichen Geis- 
teskranken nahezu wortwörtlich die Argu- 
mentation rechtspopulistischer Parteien 
wiederfinden lässt. Neben tatsächlichen 
Zitaten amtierender Politiker des rechten 
Randes, etwa der norwegischen Fort- 
schrittspartei und den „Wahren Finnen“, 
wird hier zentral die Bedrohung einer isla- 
mischen Einnahme des traditionell christ- 
lichen Europas heraufbeschworen — eine 
Verschwörungstheorie, auf deren Basis 
alle erfolgreichen rechtspopulistischen 
Parteien in Europa die multikulturelle Ge- 
sellschaft bekämpfen. Auch die Kritik an 
einem Establishment, dass vor lauter „po- 
litical correctness“ nicht mehr in der Lage 
sei, nationale Werte zu schützen sowie ein 
System der hermetischen, jedoch oppor- 
tunistisch definierten Abgrenzung zwi- 
schen „Uns“ und den „Anderen“ kennen 
wir von den Parteien des rechten Randes. 

Vieles weist darauf hin, dass diese allzu 
augenscheinlichen Parallelen nicht nur 
kritischen Beobachtern auffallen, sondern 
selbst für die sonst gern ihrer eigenen kru- 
den Logik folgenden Rechtspopulisten zu 
offensichtlich sind, um sie bestreiten zu 
können. Denn die Politiker, die sich sonst 
zu jeder Gelegenheit ins Licht der Öffent- 
lich drängen und ihre Standpunkte laut- 
stark verkünden, sind vor allem innerhalb 
Skandinaviens seit der Tat auffällig still. 
Auf der Homepage der norwegischen 
Fortschrittspartei liest man aktuell neben 
Beileidbekundungen lediglich die Ankün- 
digung, die Kritik an rechtspopulistischer 
Einwanderungspolitik im Vorfeld der Tat 
von eigener Seite kommentieren zu wol- 
len „wenn die Zeit gekommen sei“. Bis 
dahin begnügt man sich mit Kondolieren 
und leisen Floskeln über das „Zusammen- 


stehen der Nation in schweren Zeiten“ — 
wen genau sie damit einschließt, lässt die 
FrP dieser Tage lieber unter den Tisch fal- 
len. 

Der Grashalm, an den sich die norwegi- 
sche Fortschrittspartei als Ausweg aus der 
Verantwortung klammert, ist die Tatsache, 
dass der Attentäter Breivik aus der rechts- 
populistischen Partei FrP austrat, weil er 
die von ihr propagierten Standpunkte als 
„zu moderat‘ erachtete. Dies ist nicht un- 
wichtig, denn hiermit hat der Täter ge- 
zeigt, dass er sich bewusst von demokrati- 
schen Werten abwandte. Doch es ist ein 
schmaler Grat, der die FrP noch an diese 
demokratischen Grundwerte bindet und 
sie von rechtsextremen Parteien trennt — 
dies ist nun einmal mehr deutlich gewor- 
den in der Tatsache, wie viele grundsätzli- 
che Standpunkte ein fanatischer rechter 
Attentäter mit dieser Partei teilen kann. 

Es ist nicht zu erwarten, dass die norwe- 
gische Fortschrittspartei oder andere 
rechtspopulistische Parteien durch die Tat 
ihre Ideologie überdenken und höchst- 
wahrscheinlich wird auch ihre Rhetorik 
nur kurzzeitig etwas gemäßigter ausfal- 
len. Abzuwarten bleibt aber, ob durch die 
Taten eine Verschiebung innerhalb des 
Mainstream-Diskurses bezüglich frem- 
denfeindlicher und kulturrelativistischer 
Thesen stattfinden wird. 

In den vergangenen Tagen ist vor Au- 
gen geführt worden, dass sich schleichend 
ein Milieu der Adaption rechten Gedan- 
kengutes in Gesellschaft und politischer 
Mitte ausgebreitet hat. Der norwegische 
Ministerpräsident Stoltenberg sowie an- 
dere führende Politiker haben nach der Tat 
wiederholt die Notwendigkeit betont, 
trotz des Traumas ein „offenes, demokra- 
tisches Land‘ zu bleiben. Dass dieses Ide- 
al durch den großen Einfluss der Rechts- 
populisten in der letzten Dekade bereits 
erhebliche Risse erlitten hat, ist ein unbe- 
quemes Thema. 

Zu hoffen bleibt, dass das skandinavi- 
sche Land in dieser Hinsicht zu seinen 
Wurzeln zurückfindet und ein europäi- 
sches Vorbild abgibt. 

Nina Schillings I 
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trierenden auf den wahrscheinlich frem- 
denfeindlichen Hintergrund des An- 
schlags aufmerksam, den die betroffene 
Familie nur durch Zufall unverletzt über- 
lebt hatte. Vor Ort gab es für die Teilneh- 
mer der Demonstration die Möglichkeit, 
mit Mitgliedern der betroffenen Sinti-Fa- 
milie ins Gespräch zu kommen. Auch 
wenn die Polizei weiterhin in mehrere 
Richtungen ermittelt, gehen die Familie 
und die Nachbarn nach eigener Auskunft 
fest davon aus, dass der Anschlag einen 
fremdenfeindlichen Hintergrund hatte. 
Dafür spricht auch, dass in allen Straßen 
rund um das ausgebrannte Haus zahlrei- 
che Aufkleber mit eindeutigem Bezug 
zur rechtsradikalen Szene verklebt wa- 
ren. 

Die rechtsextreme „Bürgerbewegung 
Pro NRW“ hatte in der Vergangenheit 
mehrfach gegen die nun von dem An- 
schlag betroffene Familie gehetzt. Höhe- 
punkt der Kampagne war eine von „Pro 
NRW“ veranstaltete Kundgebung gegen 
die Sinti-Familie im September vergan- 
genen Jahres. Auch den Brandanschlag in 
diese Woche verharmlost „PRO NRW“ in 
einer Stellungnahme, in der über mögli- 
cherweise mangelnde Brandschutzvor- 
kehrungen in dem Gebäude spekuliert 
wird. Auch Vertreter_innen anderer Par- 
teien in Leverkusen relativierten den An- 
schlag durch Verweis auf angeblich kri- 
minelle Aktivitäten der betroffenen Fami- 
lie. So betont beispielsweise die FDP Le- 
verkusen in einer Stellungnahme, dass 
das „oftmals provokante und aggressive 
Auftreten dieser stadtbekannten Familie 
immer wieder zu Irritationen“ geführt 
habe. Nicht nur „Pro NRW“ schürt so 
eine rassistische Stimmung gegen Sinti 
und Roma - die Brandsätze dieser Woche 
sind da nur die grausam konsequente 
Fortführung dieser Argumentationen. 

Quelle: Indymedia, 28.7.11 


Kein Schulfrei für die 
Bundeswehr 


MANNHEIM. Die Grünen sind mit der 
Wiederaufnahme eines ursprünglich von 
der LINKEN in den Gemeinderat einge- 
brachten Antrags (145/2011) gescheitert, 
der Bundeswehr bei öffentlichen Veran- 
staltungen vor allem für Kinder und Ju- 
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17. Juli in Mannheim: Antimilitaristische Aktion vor dem 
Bus der „Deutschen Marine”, die Rekrutenwerbung betreibt 
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gendliche keinen Werberaum mehr zu ge- 
ben - weder in den Mannheimer Schulen 
noch z. B. als Sponsor bei „Sport- und 
Spiel am Wasserturm“ mit entsprechen- 
den Werbeständen. In der Begründung 
hatten die Grünen auf die Wandlung der 
Bundeswehr in eine Freiwilligenarmee 
überwiegend im Auslandseinsatz abgeho- 
ben. 

Bei der Hauptausschuss-Sitzung am 
19. Juli verweigerten CDU und FDP, aber 
auch die SPD strikt jede Unterstützung. 
Die SPD, die im Hauptausschuss am 1.3. 
bei der Behandlung des ursprünglich 
LINKEN-Antrags (042/2011) noch Zu- 
stimmung zu einem modifizierten Antrag 
in Aussicht gestellt hatte, war nun wieder 
ganz in blinde Gefolgschaftstreue für die 
„demokratische Parlamentsarmee‘“ ver- 
fallen. Da mögen Unesco und NGOs wie 
terre des hommes und missio zehnmal 
fordern, dass nicht nur die Eingliederung 
von Kindern und Jugendlichen in Militär- 
verbände strikt zu unterlassen ist, sondern 
auch die Werbung für Militär unter Kin- 
dern und Jugendlichen — die SPD ficht 
dies nicht an. Blinde Gefolgschaft macht 


eben blind. tht 
NPD-Verbot wäre die 

einzig saubere Lösung 
BERLIN. „Innenminister Schünemann 


(Nds.) treibt mit seinem Vorschlag, der 
NPD die staatliche Parteienfinanzierung 
zu streichen, ein gefährliches Spiel mit 
dem Grundgesetz“, kritisiert die innenpo- 
litische Sprecherin der Fraktion DIE 
LINKE, Ulla Jelpke, die Forderung des 
Sprechers der Unions-Innenminister. 
Jelpke weiter: „Ein Verbot der NPD wäre 
die einzig saubere Lösung. Die Partei ist 
verfassungsfeindlich, und sie ist ein 
wichtiges Rückgrat für die gewalttätige 
Nazi-Szene. Schünemann will aber keine 
saubere Lösung, weil dann die staatlichen 
V-Leute aus der NPD abgezogen werden 
müssten. Dass diese mehr Schaden als 
Nutzen anrichten, ist vom letzten Ver- 
botsverfahren her bekannt. Aber die Uni- 
on will vom Irrglauben an den Segen ge- 
heimdienstlicher Unterwanderungstaktik 
nicht lassen. Schünemann versucht mit 
seinem Vorstoß, das Versagen der Union 
im Kampf gegen den Rechtsextremismus 
u zu kaschieren. Die NPD legal 
weiterbestehen zu lassen, ihr 
aber die Finanzierung zu strei- 
chen, würde zu einem verfas- 
sungsrechtlichen Drahtseilakt. 
Im Gegensatz zu einem ordent- 
lichen Verbotsverfahren wäre 
dies ein gefährliches Spiel mit 
dem Grundgesetz. Denn es darf 
nicht sein, dass der Staat nach 
Gutdünken entscheidet, ob zu- 
gelassene Parteien das Parteien- 
privileg tatsächlich nutzen dür- 
fen. Dem Missbrauch wären Tür 
und Tor geöffnet. Vor drei Jah- 


ren hat Schünemann noch selbst eine 
Grundgesetzänderung für eine solche 
Maßnahme als notwendig bezeichnet. 
DIE LINKE fordert weiterhin: Keine 
Spielchen mit dem Grundgesetz, sondern 
entschlossenes Vorgehen gegen Nazis. 
Dazu gehört das Verbot der NPD.“ 
Ulla Jelpke, MdB, Innenpolitische 
Sprecherin Fraktion DIE LINKE. I 


Kriegsverbrechen nicht 
verschweigen 


REICHENHALL. 70 Jahre ist es am Montag, 
denl. August her, dass Reichenhaller Ge- 
birgsjäger die griechische Ortschaft Skines 
zerstörten und 148 Zivilist_innen ermorde- 
ten. In der oberbayerischen Kurstadt erin- 
nert bislang aber nichts an die Opfer, statt- 
dessen wird dort der Täter gedacht. 

Während der deutschen Besatzung der 
Mittelmeer-Insel Kreta beging die deut- 
sche Wehrmacht zahlreiche Kriegsver- 
brechen. Über 3500 Zivilist_innen wur- 
den als Partisan_innen und deren Unter- 
stützer_innen hingerichtet und über 30 
Dörfer komplett zerstört. Viele dieser 
grauenvollen Verbrechen sind bis heute 
weder aufgearbeitet noch wurden die Ver- 
antwortlichen zur Rechenschaft gezogen. 
Die Zerstörung der Ortschaft Skines und 
die Erschießung von 148 kretischen Zivi- 
list_innen am 1. August 1941 aber sind 
den Bad Reichenhaller „Gebirgsjägern“ 
der 5. Division durch den eigenen „Tätig- 
keitsbericht‘“ nachzuweisen. 

Dort heißt es wörtlich: „Auf Befehl des 
Kdt. d. Fest. Kreta wird im Westteil der 
Insel eine Sonderaktion gegen Freischär- 
ler durchgeführt. Sie erfasst die Orte Ali- 
kianu, Skines, Furnes, Prasses, Meskla. 
(...) Der Leiter des Unternehmens ist 
Major Friedmann, Kdr. W/G.J.R. [Ge- 
birgsjäger Regiment] 100. Wegen Frei- 
schärlerei, Fledderei oder unerlaubten 
Waffenbesitzes wurden vom Standgericht 
abgeurteilt und erschossen: 146 männli- 
che und 2 weibliche Personen. Bei Ein- 
schließung der Ortschaft Skines wird ge- 
gen die Truppe gefeuert. Als Vergeltungs- 
maßnahme wird Skines niedergebrannt.““ 
Il Nach dem Krieg bauten die nach Ski- 
nes zurück gekehrten Einwohner_innen 
an der Kreuzung nach Alikianos ein 
Denkmal für die „von den Deutschen er- 
schossenen Widerstandskämpfer aus den 
umliegenden Gemeinden.“l2] In Bad Rei- 
chenhall hingegen erinnert im Ortsbild 
nichts an die Kriegsverbrechen der örtli- 
chen Gebirgsjäger. Für das antifaschisti- 
sche Bündnis RABATZ ist das Gegenteil 
der Fall. „Durch rechte, geschichtsrevi- 
sionistische Traditionspflege werden in 
Bad Reichenhall die Täter zu Helden ver- 
klärt. Die Bundeswehrkaserne ist immer 
noch nach einem Nazigeneral benannt 
und eine ‚Kreta Brücke‘l3] glorifiziert den 
faschistischen deutschen Angriffskrieg. 
Und das sind nur zwei Beispiele von vie- 
len,“ so Anna Jade, eine Sprecherin des 

—- 


Bündnisses. Da sich in Bad Reichenhall 
trotz einer antifaschistischen Kampagne 
die Zustände bisher offensichtlich nicht 
geändert hätten, sieht sich das Bündnis 
verpflichtet nochmals zu intervenieren. 
„Wir planen für September eine Vorfüh- 
rung des Filmes ‚Als die Deutschen vom 
Himmel fielen‘!#]. Dieser behandelt die 
Geschehnisse auf Kreta zwischen 1941- 
45. Selbstverständlich überlegen wir 
auch, nächstes Jahr erneut in Bad Rei- 
chenhall zu demonstrieren,“ so Jade über 
mögliche weitere Aktionen. 

infogruppe rosenheim, 29.7.2011 


1] BA-MA, RH 28-1/ 6, Tätigkeitsbericht der 5. 
Geb.Div. vom 1.8.194 - 15.3.1942, Blatt 105 ff. 
Seite 2 des Berichtes (ohne Paginierung). 

[2] Vgl. Inschrift des Denkmals, insgesamt werden 
141 Opfer genannt: Gemeinde Fournes 45, Ski- 
nes 32 (Nördliche Ortschaften:) Alikianos 13, 
Koufos 5, Vatolakkos 17, (Westlich Ortschaften:) 
Nea Roumata 5, Prases 12, (Südliche Ortschaf- 
ten: ) Orthouni 9, Karanos 2, Meskla 1 

[3] Bereits im Mai diesen Jahres forderte das Bünd- 
nis eine Umbenennung der Brücke nach den 

Bad Reichenhaller Antifaschisten Johann Wink- 
ler und Gottfried Reischl, der Stadtrat blieb 
aber bis heute untätig. Vgl. Pressemitteilung 
BRH 2011-3 vom 14.05.2011 

[4] Der Film erzählt vom Widerstand der Bevölke- 
rung Kretas gegen die deutschen Truppen, die 
im Mai 1941 die Mittelmeerinsel angriffen. 
Weitere Infos: www.kreta-film.net 


Berlin-Wahl 


Die in heftiger Konkurrenz stehenden 
Rechtsaußenparteien in der Hauptstadt 
haben ihren Wahlkampfauftakt vollzo- 
gen. 30.000 Wahlplakate will „pro 
Deutschland“ an die Laternenmaste hän- 
gen und prahlt mit dem Ziel „Fünf Pro- 
zent plus X“, um die politische Land- 
schaft umzukrempeln. Eins der Plakate 
wirbt mit dem Slogan „Wählen gehen für 
Thilos Thesen“. Sarrazins Verlag soll 
Presseberichten zufolge einen Anwalt be- 
auftragt haben, rechtliche Schritte zu prü- 
fen, um die Verbreitung des Plakats zivil- 
rechtlich zu untersagen. Rouhs sieht nach 
eigenen Äußerungen der Prüfung „mit 
Gelassenheit entgegen“. Die Provokation 
und das entsprechende Medienecho ist 
bewusste Strategie der „pro Bewegung“, 

die sie schon des öfteren praktiziert hat. 
Immerhin hat sie gegenüber der „Frei- 
heit‘, die vor allem mit dem Auftritt von 
Geert Wilders am 3.9. wirbt, 77 von 78 
Wahlkreisen zum Abgeordnetenhaus mit 
Direktkandidaten besetzt und steht für 
alle BVV auf den Wahlzetteln. Die ‚„Frei- 
heit‘ konnte nur 30 Wahlkreise besetzen. 
Die NPD, die 2006 bei 2,6 % der Stim- 
men für das Abgeordnetenhaus hängen 
blieb, aber in vier BVV einzog, möchte 
wenigstens dieses Ergebnis halten. Den 
in Bremen gescheiterten ehemaligen 
DVU-Vorsitzenden Matthias Faust hat sie 
als Spitzenkandidaten für die BVV Ber- 
lin-Friedrichshain-Kreuzberg aufgestellt. 
Quelle: Newsletter BAG DIE LINKE 
8-20/77M 


Gegen faschist 


ischen Terror 


und seine „rechtspopulisti- 
schen” Stichwortgeber 


Körn. Trotz eines sehr kurzfristi- 
gen Aufrufs versammelten sich am 
Abend des 29. Juli etwa 300 Men- 
schen auf dem Heumarktin Köln, um der 
Opfer des faschistischen Terrors in Nor- 
wegen zu gedenken. Die Organisator 
(inn)en wollten die Kundgebung ur- 
sprünglich vor dem Fraktionsbüro von 


Oder Yarfoyy 
dschistinn 


„pro Köln“ durchführen — die Polizei ge- 
nehmigte allerdings nur einen Treffpunkt 
am Heumarkt. Dennoch stand der Zusam- 
menhang von rassistischer, „rechtspopu- 
listischer“ Hetze, wie sie in Köln vor allem 
von „pro Köln“ betrieben wird, und den 
bestialischen Morden des Anders Brevik 
im Mittelpunkt aller Redebeiträge. 

Den Beginn machte Hanna Schubert, 
stellvertretende Vorsitzende der Kölner 
„Falken“, des Schwesterverbandes der 
norwegischen Jugendorganisation, deren 
Ferienlager Brevik überfiel. Zwei Vertre- 
ter(innen) von AKKU (Antifaschistische 
Koordination Köln und Umgebung) ver- 
wiesen in ihren Beiträgen auf die interna- 
tionale Vernetzung der Rassist(inn)en so- 
wie darauf, dass Personen, die „pro 
Köln“ bzw. ihren Vorgängerorganisatio- 
nen nahe standen, auch hier in mehreren 
Fällen Menschen ermordeten. Peter Tri- 
nogga von der VVN/BdA Köln machte 
auf den menschenfeindlichen Kern der 
rechten Ideologie, der immer wieder blu- 
tigen Terror nach sich zieht, aufmerksam 
und wandte sich gegen den Vorwurf, An- 
tifaschist(inn)en würden Politik auf dem 
Rücken der Ermordeten machen: „Was 
wir den Opfern des Terrors schuldig sind, 
ist das ständige Bemühen, in Zukunft sol- 
che Bestialitäten zu verhindern, in dem 
wir ihre Urheber und Hintermänner be- 
kämpfen“. 

Die Kundgebung endete mit einer Rede 
eines Vertreters der „Schüler gegen 
Rechts“ und dem dringenden Appell, sich 


dem am nächsten Tag angekündigten 
Aufmarsch autonomer Nationalisten am 
Hauptbahnhof entgegen zu stellen und 
ihn zu verhindern. Anschließend demons- 
trierten die Teilnehmer(innen) der Kund- 
gebung spontan gemeinsam zum Bahn- 
hofsvorplatz, wo die Aktion beendet wur- 
de. tr 


!On des Nazirggimas Für) 


Auszüge aus der Rede von Hanna 
Schubert, (stellv. Vorsitzende SJD - 
Die Falken KV Köln) 


„Wir wollen heute ein Zeichen setzen. Nicht 
nur ein Zeichen gegen Gewalt, sondern ein 
Zeichen gegen die Verbreitung jenes Ge- 
dankengutes, das Menschen auseinander 
treibt und so viel Hass schürt, der letztlich 
immer in einer Form der Gewalt enden wird. 

Warum versammeln wir uns dazu vor dem 
Büro der rechtsextremen Gruppierung „pro 
Köln“? In der Begründung eines Aufrufs für 
eine Petition gegen die Aufnahme der Türkei 
in die EU schreibt „pro Köln”: „Türkei: nicht 
nur eine perspektivlose Jugend will nach 
Deutschland und nach Europa. Offiziell le- 
ben 23 Millionen Menschen in Westeuropa, 
die Dunkelziffer ist weitaus höher. Täglich 
kommen Tausende nicht integrierbare Men- 
schen zu uns. Das Mittelmeer ist eine offene 
Grenze. Überall in Europa findet eine Zu- 
wanderung in die ohnehin überlasteten So- 
zialsysteme statt.” 

In diesen kurzen Zeilen wird alles deutlich 
was „pro Köln“ ausmacht: Sachverhalte 
werden pauschalisiert, es werden Ängste 
geschürt und dazu genutzt, einen Teil der 
Bevölkerung, der seit vielen Jahrzehnten in 
diesem Land zu Hause ist, zu diskreditieren. 

Die Kölner Falken sagen deutlich, dass wir 
keine rechtspopulistische Politik und keine 
rassistischen Parolen wollen! Denn sie erzeu- 
gen eine Gesellschaft, die geprägt ist durch 
Vorurteile, Ängste und strukturelle Gewalt, 
die keine Ordnung schafft, sondern irgend- 
wann in Gewalt endet, in der Menschen zur 
Zielscheibe werden.” 
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Körn. Das hatten sich die Neofa- 

schist_innen sicherlich ganz an- 

ders vorgestellt: Eigentlich hatten 
sog. freie Kameradschaften am Samstag , 
30.7. eine Kundgebung in Köln geplant — 
nachmittags auf der Domplatte. Aller- 
dings wollten sie dabei unter sich bleiben 
und hatten im Vorfeld nur intern mobili- 
siert und nicht öffentlich aufgerufen. Un- 
terstützt wurden sie dabei von der Polizei, 
die ebenfalls nirgends darüber informier- 
te, was für Gestalten sich am Samstag- 
nachmittag mitten in Köln treffen woll- 
ten. Dies ist keineswegs ungewöhnlich, 
sondern ist eine immer häufiger benutzte 


www.arbeiterfotografie.com 


Wie in den AN Nr. 15 berichtet, 

versammeln sich seit 2006 

Rechtsextremisten und Neonazis 
zu einem „Trauermarsch“ in Bad Nenn- 
dorf, einer Kurstadt westlich von Hanno- 
ver. Sie ziehen jährlich — seit dem Auf- 
marschverbot in Wunsiede - zum 
„Wincklerbad“, das von 1945 bis 1947 
ein Verhörzentrum für Gefangene des Na- 
ziregimes war, um ein Heldengedenken 
zu inszenieren. 

Auf der Fahrt der Gegendemonstranten 
von Hannover nach Bad Nenndorf war 
bereits im Umsteigebahnhof Haste der 
Protest mit bunten Fahnen und Transpa- 
renten weithin sichtbar. 

Nach Aussagen der Veranstalter haben 
2000 gegen das Auftreten der Neonazis 
protestiert und demonstriert. Die gesamte 
Stadt hat in vielfältigster Form ihren Pro- 
test ausgedrückt. Am Bahnhof waren gro- 
ße Transparente mit dem Motto „Bunt 
statt Braun“ ausgehängt. In vielen Ge- 
schäften gab es Aushänge „Bunt statt 
braun“, Gartenzäune waren geschmückt. 
Die Bewohner der Bahnhofstraße, Zu- 
gangsstraße zum „Wincklerbad,, Haupt- 
demonstrationsweg der Nazis, brachten 
ihren Protest auf vielfältigste Weise zum 
Ausdruck, neben großen Transparenten 
über der Straße, hatten die Bewohner 
kleine Feste mit Musik organisiert und 
ihre Häuser entsprechend „geschmückt“. 
Entlang der Marschroute feierten Bad 
Nenndorfer Bürger unter anderem Ge- 
burtstagspartys mit bunten Luftballons 
und Fähnchen. Rentner tanzten im Garten 
zu lauter Musik. 
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Ein schlechter Tag für die 
Neonazis in Köln 


Strategie der Rechten, um Gegenproteste 
von Anfang an zu verhindern. 

Doch die Rechnung ging — wie so oft — 
nicht auf: Antifaschistische Kreise erfuhren 
von dem Vorhaben und mobilisierten kurz- 
fristig über verschiedene Kanäle: Neben 
Aufrufen auf Internetseiten veröffentlich- 
ten zudem der AStA der Uni Köln, das 
Bündnis gegen Pro Köln/NRW, der Kreis- 
verband der Kölner LINKE Pressemittei- 
lungen, in welchen auf die Pläne der 
Rechten und die Desinformationspo- 
- litik der Polizei hingewiesen wurde. 

Und so fanden sich dann am 
Samstag vor der geplanten Neonazi- 
Kundgebung etliche Aktivist_innen 
im und um den Kölner Hauptbahn- 
hof ein. Die Polizei, die mit einem 
großen Fuhrpark vor Ort war, be- 
gnügte sich zunächst damit, in Nähe 
der angereisten Neofaschist_innen 
zu bleiben. Viel hatten sie damit aber 
nicht zu tun, denn nur ein armseliges 
Grüppchen von etwa 15 teilweise 
kahlköpfigen Rechten hatte den Weg 


in die Domstadt gefunden. 

Nach etwa einer Stunde wurden sie 
dann von der Polizei aus der Bahnhofs- 
vorhalle zu einem der Gleise geführt — 
begleitet von einer großen Gruppe von 
Gegendemonstrant_innen. Unter lauten 
Schmährufen und Sprechchören warteten 
sie mit Polizeischutz dann auf dem Gleis, 
bis sie endlich in den Regionalexpress in 
Richtung Krefeld steigen durften und den 
Heimweg antraten — ohne eine Kundge- 
bung abgehalten zu haben. Ein schlechter 
Tag für die Neonazis, ein eher ruhiger 
Tag für die Polizeibeamt_innen und ein 
erfolgreicher Tag für die Antifa- 
schist_innen, denen es gelang, trotz der 
sehr kurzen Zeit genug Menschen an den 
Hauptbahnhof zu mobilisieren, um die 
Neonazis unverrichteter Dinge wieder 
nach Hause zu schicken. 

Antifaschist_innen werden auch in Zu- 
kunft über die Aktivitäten der rechten 
Szene aufklären und menschenfeindliche 
Ideologien jedweder Couleur bekämpfen. 

a 


Bad Nenndorf: 
600 sind weniger als 1000 


Auf der Kundgebung sprachen Vertre- 
ter der Parteien, der Kirche, des DGB, die 
stellvertretende Landrätin, eine Vertretern 
der Initiative Nachbargemeinde Roden- 
berg sowie ein Vertreter der Roma Nie- 
dersachsen. Auf der Kundgebung wurde 
sowohl das Verbot des Aufmarsches in 
Bad Nenndorf als auch das Verbot der 
NPD gefordert. „Nicht Bad Nenndorf 
und nirgendwo, von Wunsiedel lernen“ 
lautete eine weitere Forderung. 

Als Rednerin/Redner fehlte ein/e Ver- 
treterin/Vertreter der Grünen. Die Erklä- 
rung: auf der Kundgebung wurde mitge- 
teilt, dass die Busse von Gegendemons- 
tranten von der Polizei aufgehalten wur- 
den. Die Grünen hatten u.a. die Anfahrt 
von Hannover mit Bussen organisiert. Da 
weder an der Demonstration noch auf der 
Kundgebung autonome Antifaschisten 
teilgenommen haben ist davon auszuge- 
hen, dass sie auch von der Polizei aufge- 
halten wurden. 


640 Rechtsradikale und Neonazis wa- 
ren nach Angaben der Polizei dem Aufruf 
zum „Trauermarsch‘“ gefolgt. Also eine 
ziemlich reduzierte Zahl gegenüber 2009 
und 2010, als ca. 1000 an dem „Trauer- 
marsch“ teilgenommen haben. 

Da gleichzeitig in Gera von der NPD 
und anderen neonazistischen Organisa- 
tionen „Rock für Deutschland“ durchge- 
führt werden sollte, sind sich die Pläne 
der Nazis ins Gehege gekommen. Im Vor- 
feld gab es darüber heftigen Streit in der 
Neonaziszene. 

Aber vor allem der Protest des breiten 
Bürgerbündnisses Bad Nenndorf und der 
Unterstützerinnen/Unterstützer zeigt in- 
zwischen Wirkung. In den ersten Jahren 
des „Trauermarsches‘ konnten die Nazis 
ungestört marschieren, diese Zeiten sind 
vorbei und der Protest dagegen ist in den 
letzten Jahren energischer geworden und 
wird von einer breiten Bewegung getra- 
gen. bee 


Am 13. August 2011 wollen 

Neonazis im Geithainer „Bür- 

gerhaus” ein RechtsRock-Kon- 
zert mit Rednern aus dem rechten La- 
ger veranstalten. 


Geithain ist eine Kleinstadt im südlichen 
Teil des Landkreis Leipzig. In den ver- 
gangenen Jahren etablierte sich in der 
5.800 Seelengemeinde eine aktive rechte 
Szene, die teilweise durch die Stadtver- 
waltung zumindest geduldet wurde. 

Wie das vonstatten geht, wurde zum 
Beispiel bei der diesjährigen 825-Jahres- 
Feier der Stadt deutlich. Im Vorfeld hatte 
das Festkomitee unter Vorsitz der CDU- 
Bürgermeisterin entschieden, dem Antrag 
zur Durchführung eines Informationstan- 
des auf dem Stadtfest stattzugeben. Der 
Geithainer NPD-Stadtrat Manuel Tripp, 
zugleich führender Kopf im regionalen 
„Freien Netz Borna/Geithain“ stand hin- 
ter dem Antrag. Dem antifaschistischen 
Bündnis „Netzwerk Naunhof“ nach, habe 
es „strenge“ Auflagen gegeben: keine 
Transparente, keine Spruchbänder, kein 
Propagandamaterial, keine große und 
kleine Kommunalpolitik, keine Musik.... 

Dass die Neonazis 


Geithain - ein weiterer 
Rückzugsort für sächsische 


Neonazis? 


men Nationalisten einen knallharten Hit- 
lerismus verfechten.“. ? 

Dornbrach ist JN-Funktionär aus Bran- 
denburg. Und auch Patrick Fischer und 
Maik Scheffler haben engste Verbindun- 
gen ins parteifreie neonazistische Lager. 

Der Anfang 20-jährige Fischer stammt 
aus Leipzig. Hier versuchte er sich mit 
mäßigem Erfolg zu einem Nachwuchska- 
der der ‚freien Kräfte‘ zu entwickeln. 
Seit geraumer Zeit lebt er in Chemnitz. 
Auch von hier aus agiert er eher erfolg- 
los. Zuletzt war er einer der Verantwortli- 
chen für den gescheiterten Demonstrati- 
onsversuch von Neonazis in Leipzig am 
19. Februar, nachdem diese schon in 
Dresden am Marschieren gehindert wor- 
den waren. 

Maik Scheffler kann als Bindeglied 
zwischen dem Freien Netz und der NPD 
gesehen werden. Er sitzt ebenfalls für die 


von Peter Conrady und Jens Thöricht 


ausgezeichnete „Aktionsbündnis gegen 
das Vergessen“ welches alljährlich einen 
abendlichen „Trauermarsch“ am 13. Fe- 
bruar in Dresden veranstaltet, mit einem 
Infostand vertreten. 

Doch die eigentliche Hauptattraktion 
des Tages sind weder Redner noch Infor- 
mationsstände: die Besucherzahl hängt 
vor allem von den auftretenden Bands ab. 
So sind der Liedermacher Max aus Jena 
neben den Bands „Priorität 18“, „Burning 
Hate“, „Terroritorium‘“ und „Exzess“ an- 
gekündigt. 

Maximilian Lemke alias Liedermacher 
Max aus Jena trat schon beim „9. Thürin- 
gentag der nationalen Jugend“ im thürin- 
gischen Pößneck auf. Das Motto des 
Treibens lautete: „Die Demokraten brin- 
gen uns den Volkstod — Stoppen wir sie!“. 
Außerdem hatte er im September 2002 
ein Gebäude im Stadtteil Jena-Lobeda 


sich davon unbeein- 
druckt zeigten, war ab- 
zusehen. Trotz des „Ver- 
botes jeglicher politi- 
scher Agitation“ war an 
dem Stand ein Transpa- 
rent mit der Aufschrift 
„Für weitere 825 Jahre |, 4%, 
Tradition und Identität - 
Heimattreue Jugend |, +4... 
Geithain“ zu finden. ! 
Bei einem derart 
dumm dreisten Umgang 
von offizieller Seite mit 


Neonazis, verwundert 
es auch nicht, dass im 
Geithainer Bürgerhaus 


nun am 13. August 2011 ab 12 Uhr ein 
sogenannter „Tag der Identität“ stattfin- 
den soll. Hinter dem großspurig gewähl- 
ten Motto „Arbeit statt Abwanderung - 
Heimat ist mehr als nur ein Standort! Wir 
bleiben hier — wir packen an!“ verbirgt 
sich eine mittlerweile üblich gewordene 
Mischung aus Auftritten von mehreren 
neonazistischen Rednern und Rechts- 
Rock-Bands. 

Als Veranstalter tritt der NPD Kreisver- 
band Leipzig in Zusammenarbeit mit 
dem „Freien Netz Borna/Geithain“ in Er- 
scheinung. 

Als Redner sollen Manuel Tripp und 
Pierre Dornbrach (Junge Nationaldemo- 
kraten, JN), Patrick Fischer, Michael 
Neumann und Maik Scheffler auftreten. 
Ersterer ist der regionale NPD-Stadtrat 
und laut der sächsischen LINKEN-Land- 
tagsabgeordneten Kerstin Köditz „der 
örtliche Führer des ‚Freien Netzes‘, einer 
Struktur militanter Kameradschaften, die 
mit den Erscheinungsformen der Autono- 


18, Auaust 2011 im Bürgerhaus Geithain 


TAG DER IDENTITÄT 


Arbeit statt Anwanderung - Heimat ist mehr als nur ein Standort 


3 


2% Beginn: 12 Uhr. 


Ankündigungsplakat der NPD 


NPD im Stadtrat von Delitzsch. Seine Er- 
fahrung sammelte er unter anderem als 
Redner beim Sommerfest der NPD im 
Juli 2009 und als Vorsitzender des NPD 
Kreisverbandes Nordsachsen. Weiterhin 
fungierte er als Chef des Ordnerdienstes 
beim verhinderten Aufmarsch der extre- 
men Rechten am 13. Februar 2010 in 
Dresden. Der NPD-Landesorganisations- 
leiter ist mittlerweile einer der stellvertre- 
tenden Landesvorsitzenden der Partei. 
Neben den Rednern sollen Infostände 
des „Freien Netzes“, der „Jungen Natio- 
naldemokraten“, des „Ring Nationaler 
Frauen“ und der Kampagne „Free Gen- 
der“ das Programm erweitern. Warum 
sich die Initiative „Free Gender“ eine 
englische Bezeichnung gab, sich aber als 
Teil der „nationalen Bewegung“ sieht, die 
Anglizismen ablehnt, wird sicherlich ihr 
Geheimnis bleiben. Ebenfalls ist das erst 
kürzlich auf dem „Deutsche Stimme 
Pressefest“ mit dem Widerstandspreis 


gepachtet, das als „Braunes 
Haus‘ weit über die thüringi- 
schen Landesgrenzen bekannt 
wurde. 3 

Bei der Dresdner Band 
„Priorität 18“ heißt es im 
| gleichnamigen Lied: „Wir 
sind der Heilsgruß fürs Volk, 
der Rachedurst der Massen. 
Wir sind nur hier, um den 
Zeitgeist zu vergiften. Ver- 
nichtung, Verderben, Unruhe 
zu stiften.“ und später im 
Text: „Priorität 18 — Lasst 
Eure Fahnen wehn. Priorität 
18 — Zu alten Werten stehn.“ 
| 18 steht bekanntlich für den 

ersten und achten Buchstaben 
im Alphabet (A und H), welches die Ini- 
tialen von Adolf Hitler sind. Ein Szeneco- 
de. Sänger der Band ist Maik Müller, ei- 
ner der führenden Szenegrößen in der Re- 
gion Dresden. Er tritt u.a. als Ansprech- 
partner für das „Aktionsbündnis gegen 
das Vergessen“ und regelmäßiger De- 
monstrations-Anmelder in Erscheinung. 

„Burning Hate“ ist eine bayerische 
Skinhead-Band aus dem Raum Oberfran- 
ken. Die Lieder Nr. 3, 4, 5, 6 und 9 ihrer 
CD „This ist the end of our Days“ sind 
nach Bewertung durch die Bundesprüf- 
stelle für jugendgefährdende Medien 
(BPjM) jugendgefährdend. 

Ein Auszug aus dem Text von Lied 6 
„Hang em high‘ (Hängt sie auf): 

„Sie haben meine Knochen gebrochen, 
aber nicht meinen Stolz; Jetzt bin ich so- 
weit, ich werde kämpfen; Für euch wird 
es bitter werden; Ich werde euch alle aus- 
einander reißen; Wir sind brennender 
Hass; Halt die Klappe, du dreckiger Bas- 


tard; Mach deine Augen auf, kannst du 
— 
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Fortsetzung von Seite 7: 
Geithain - weiterer Rückzugsort für 
sächsische Nenoazis 


meinen Hass sehen; Wir sind entfesselter 
Widerstand; Wir kämpfen für die weiße 
Nation“ 

Die Bundesprüfstelle für jugendgefähr- 
dende Medien bewertete die CD folgen- 
dermaßen: (Auszug aus der BPjM-Ent- 
scheidung): „Die Texte der CD reizen 
zum Rassenhass an und verherrlichen den 
Nationalsozialismus. Die CD ist durch- 
setzt von rassistischem und antisemiti- 
schem Gedankengut. Die Bundesprüf- 
stelle geht davon aus, dass die Jugendge- 
fährdung wegen der Aufforderung, Nicht- 
Weiße und Angehörige der jüdischen Re- 
ligion mittels physischer Gewalt zu be- 
kämpfen und zu töten, erheblich ist. Das 
Gremium sieht die o.g. Textzeilen als ein- 
deutig gewaltbefürwortend an.“ * 

In dem Lied „Es ist Zeit“ der Band 
„Terroritorium“ wird prophezeit, dass es 
mit dem System zu Ende gehe. „Viel zu 
lange hat es gedauert, viel zu lange uns 
selbst bedauert. Das Fass ist voll, es geht 
nicht mehr, wir stehen auf und setzen uns 
zur Wehr. / Es brodelt und knallt im gan- 
zen Land, das Schicksal liegt in unserer 
Hand. Immer mehr fallen in unseren 
Bann, die Offensive rollt voran! / Es ist 
Zeit Kameraden, es ist Zeit! Die Stunde 
naht, macht euch bereit. Für Deutschland, 
Europa und noch mehr. Also Kameraden, 
setzt euch zur Wehr.“. 

Die Band „Exzess‘ aus Strausberg, de- 
ren Drummer Patrick Alf sich 2008 bei 
den Brandenburger Kommunalwahlen für 
die DVU aufstellen ließ, trat erstmals auf 
dem Sampler „Gefahr im Verzug des 
Neonazilabels ‚„Panzerbär Records“ in 
Erscheinung. Die junge Band covert gern 
Lieder der Landser-Nachfolgeband „Lu- 
nikoff Verschwörung“, so die Antifa- 
schistische Aktion Bernau (bei Berlin). 

Mittlerweile wurde den Neonazis sei- 
tens der zuständigen Behörden die Nut- 
zung des Bürgerhauses untersagt. Sie 
stünde im Widerspruch zum Zweck des 
Bürgerhauses als öffentliche Einrichtung. 
Zudem gäbe das angekündigte Programm 
Grund zur Besorgnis. So sei es auf Kon- 
zerten einiger der angekündigten Bands 
zu Übergriffen auf Polizeibeamte gekom- 
men. Eine „Initiative für ein weltoffenes 
Geithain“ kündigt eine Gegendemonstra- 
tion an. 

Peter Conrady, Jens Thöricht 


LINK „hitp://www.netzwerk-naunhof.org 
/2011/06/geithain-und-seine-nazis-zum-825-jahri- 
gen-stadifest/” 

2 HYPERLINK „http://www.kerstin-koeditz.de/ 
blog/2009/06/nationales-wurzelgeflecht-mit-gro- 
sen-lucken/” 
3 HYPERLINK „http://www.mobit.org/Artikel/ 
2010/100630_bnr.htm” 

4 HYPERLINK „http://www.bayern-gegen-rechts- 
extremismus.de/wissen/musik/Jugendgefaeh 
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Nach dem Massenmord von Oslo - Rechte Reaktionen (Teil Il): 


Die Stunde der 
Verschwörungstheoretiker 


In der vorigen Ausgabe der Anti- 

faschistischen Nachrichten Nr. 

15-2011 berichteten wir über Re- 
aktionen aus der europäischen extremen 
Rechten zu dem Massenmord in Oslo. 
Letzterer forderte nach einer derzeit vor- 
liegenden, vorläufigen Bilanz 77 Tote in 
Oslo und auf der nahe gelegenen Insel 
Utoya. Auf den doppelten Mordanschlag 
vom 22. Juli reagierte die extreme Rechte 
des Kontinents im Wesentlichen zunächst 
mit drei Taktiken: jene der Distanzierung, 
jene der Vertuschung respektive Schuld- 
zuweisung an die politischen Gegner 
bzw. an die „Verantwortlichen für Mas- 
seneinwanderung und Multikulturalis- 
mus“, sowie jene der von Drohungen be- 
gleiteten Affirmation. 

Hinzu kommt aber noch eine vierte 
Richtung, jene der Verschwörungstheore- 
tiker, die sowieso alles abstreiten, was 
auch immer von Behörden, Medien, Anti- 
faschisten oder Politik über den Anschlag 
und seine Hintergründe verbreitet wird — 
und behaupten, die wirkliche „Wahrheit“ 
zu ahnen. Um Letztere wird es sich heute 
an dieser Stelle hauptsächlich drehen. 

Die erste Reaktion, die der Distanzie- 
rung von dem Massenmord in Oslo, war 
— und es wäre unter Gesichtspunkten der 
Realpolitik auch kaum anders möglich 
gewesen — jene aller größeren rechtsex- 
tremen oder einwandererfeindlichen 
Wahlparteien in Europa. Der Niederlän- 
der Geert Wilders etwa sprach von einem 
„Rückschlag“ für die von ihm so bezeich- 
nete islamkritische Bewegung weltweit. 
Die FPÖ schloss am Donnerstag, den 28. 
Juli 11 in Wien eilends einen ihrer Abge- 
ordneten im österreichischen Nationalrat 
aus, den 58-jährigen Werner Königsho- 
fer. Hatte dieser doch den Massenmord in 
Oslo überdeutlich heruntergespielt, in- 
dem er auf die Zahl der Schwanger- 
schaftsabbrüche infolge der gültigen 
„Fristenlösung“ hinwies und darauf, dass 
es doch „tausend mal mehr“ islamistische 
Gewalttaten gebe. 

Beim französischen Front National 
hatte es die Parteispitze schwerer. Am 24. 
Juli, zwei Tage nach dem doppelten An- 
schlag in Norwegen, publizierte sie ein 
anderthalb Zeilen umfassendes Kommu- 
niqu& auf ihrer Webseite, in welchem sie 
„dem ganzen norwegischen Volk“ ihr 
„Beileid“ wünschte. Natürlich verurteilte 
Parteichefin Marine Le Pen - die im Ur- 
laub weilt und relativ spät reagierte — das 
Attentat und drohte gleich allen, die ihre 
Partei in die Nähe des Attentats oder sei- 
ner Ideen rücken würden, mit Strafanzei- 
gen. Denn die Antirassismusorganisation 
MRAFP hatte zuvor in einer Presseerklä- 
rung zu Oslo auf den Bedeutungsgewinn 


rechtsextremer Parteien in Norwegen und 
ganz Europa hingewiesen und dabei auch 
den FN kurz erwähnt, worüber Marine Le 
Pen sich zornerfüllt zeigte. Doch zu ih- 
rem Pech machten ihr gleich mehrere, 
auch prominente, Mitglieder des eigenen 
Ladens einen Strich durch die Rechnung. 

Zuerst kam durch die Arbeit von Anti- 
rassisten ans Tageslicht, dass Parteimit- 
glieder des FN sich auf Webseiten ganz 
anders zu den Anschlägen von Oslo posi- 
tioniert hatten. Auf der rassistischen Seite 
La valise ou le cercueil zeichnete etwa 
deren Verantwortlicher Jacques Coutela 
mehrere Artikel, in denen der Mörder von 
Oslo zunehmend positiv dargestellt wur- 
de. Coutela hatte im März 2011 in Bur- 
gund für den FN zu den Bezirksparla- 
mentswahlen kandidiert. Am 23. Juli er- 
schien Breivik auf seiner Webseite zu- 
nächst noch als Quasi-Opfer, denn bei 
„Jungen Leute, die alle Qualitäten haben“ 
— die Rede war von Breivik — müsse ja 
aufgrund der ganzen „Multikultipolitik“ 
früher oder später „eine Sicherung durch- 
brennen“. Am darauf folgenden Tag wur- 
den die Urteile dort noch schärfer, nun 
hieß es, Breivik sei „ein neuer Karl Mar- 
tell“ und „der erste Verteidiger des 
Abendlands‘“. Ferner konnte man lesen: 
„Andere werden ihm folgen.“ Nachdem 
einige Stunden später auch noch der Satz 
hinzugefügt wurde: „Machen wir ein Idol 
aus ihm‘, antwortete die Antirassismus- 
bewegung MRAP sofort mit einer Straf- 
anzeige. Der Artikel wurde aus dem Netz 
genommen, und FN-Generalsekretär 
Steeve Briois kündigte an, Coutelas Mit- 
gliedschaftsrechte seien „eingefroren“, 
bis die Parteiführung über einen Aus- 
schluss entscheiden werde. Doch der 
Schaden für die Öffentlichkeitsarbeit der 
Partei war bereits angerichtet. 

Einige Tage später, am darauf folgen- 
den Freitag (29. Juli 11) erfolgte der 
nächste Schlag ins Kontor. Parteigründer 
und „Ehrenpräsident“ Jean-Marie Le Pen 
meldete sich zu Wort und fügte der „Poli- 
tik der Entdiabolisierung‘“ von Marine Le 
Pen einmal mehr erheblichen Schaden 
zu. Denn der Alt-Neofaschist ist, im Un- 
terschied zu einer Tochter, von dieser 
Strategie der Erreichung von Salonfähig- 
keit nicht überzeugt. Rundheraus erklärte 
Le Pen senior, die Mordanschläge von 
Oslo - die er übrigens wörtlich als „Un- 
fall eines Individuums‘ während eines 
Anflugs geistiger Umnachtung bezeich- 
nete — seien nicht so schlimm wie die Po- 
litik der norwegischen Regierung. Deren 
„Naivität“ sei „viel gravierender“, seien 
doch die Polizisten in Norwegen angeb- 
lich „unbewaffnet“. 

Die Denkschulen der Distanzierung, 


der Schuldzuweisung an die andere Seite 
— besonders an den „Multikulturalismus“ 
- und die Strategie der Drohung stritten 
sich also innerhalb derselben Partei mun- 
ter weiter. In unterschiedlicher Dosierung 
findet man sie auch im übrigen Europa 
wieder, auch über die Kreise der extre- 
men Rechten hinaus. 

In Rumänien behauptete ein Senator 
der regierenden Liberal-demokratischen 
Partei (PLD), Iulian Urban, ‚nicht Brei- 
vik“ sei an dem Massenmord schuld, 
„sondern die aktuellen Anführer der Eu- 
ropäischen Union“, nämlich aufgrund des 
„aufgezwungenen Multikulturalismus“. 
Es blieb eine vierte Art der Reaktion auf 
die Ereignisse von Oslo, und auch sie ist 
den Kreisen der extremen Rechten höchst 
beliebt: Die Verbreitung von Verschwö- 
rungstheorien. 


Verschwörung: der Freimaurer ... 


Im französischen Falle war der Hinweis 
darauf, dass der Attentäter „in Wirklich- 
keit Freimaurer“ gewesen sei, als Argu- 
ment sehr beliebt. Er wurde quer durch 
alle Strömungen der ideologisch sehr zer- 
klüfteten, rassistischen Rechten durchge- 
reicht und fand sich auf antisemitischen 
Webseiten ebenso wieder wie bei ultra- 
rechten Freunden des Staates Israel als 
„Frontstaat des Abendlands gegen den Is- 


lam“ etwa bei der Publikation 
DRZZ. info —, in Beiträgen bei der rechten 
„Nachrichtenagentur“ NOVOPRESS 


oder in Parteikreisen. Als Erster brachte 
es der frühere Vizepräsident des FN, Bru- 
no Gollnisch, der im Januar dieses Jahres 
als Kandidat für den Parteivorsitz gegen 
Marine Le Pen unterlag, in die Öffent- 
lichkeit. In einer Pressemitteilung vom 
23. Juli schrieb er, Breivik könne, anders 
als fälschlich behauptet werde, gar kein 
„christlicher Fundamentalist‘“ sein. 
Schließlich sei er doch „Freimaurer“. Tat- 
sächlich zeigt eine der drei Aufnahmen, 
die Breivik in dem von ihm publizierten 
zwölfminütigen Video abbilden, den 32- 
Jährigen in der Kluft einer Freimaurerlo- 
ge. Sofern es zutrifft, dass Breivik bei ei- 
ner Loge Mitglied gewesen ist, wofür es 
Indizien zu geben scheint, dann jedoch 
aus einem anderen Grund: Den jungen 
Mann, der von der Gründung einer Sekte 
von „Tempelrittern“ und Kreuzzüglern 
schwärmte, begeisterte sich für jede Art 
von Geheimgesellschaften. 


... über Geheimdienste ... 


Doch Verschwörungsthesen gibt es nicht 
nur in Frankreich. Auf einer regionalen 
Webseite der deutschen NPD (in „Nie- 
derschlesien“) schreibt der so genannte 
Wirtschaftsexperte der Partei, Per Lenn- 
art Aae, unter der Überschrift „Die Bot- 
schaft eines inszenierten Massenmordes“ 
unter anderem folgende Zeilen: „Die 
‚Debatte‘ über die menschen- und kultur- 
verachtende Überfremdungs- und Islami- 
sierungspolitik in Europa soll nicht in be- 


zug auf den Gegenstand selbst, also die 
Gefahr des Verlustes kultureller, nationa- 
ler und rassischer Identität, geführt wer- 
den, sondern vielmehr auf der Grundlage 
einer medial orchestrierten, beschwö- 
rungsähnlichen kollektiven Verdammung 
von inszenierten Gewaltverbrechen, in 
der Regel begangen von phantomartig, 
wie aus dem Nichts in Erscheinung tre- 
tenden, bis dahin anonymen Einzelperso- 
nen ohne jede wirkliche politische Veran- 
kerung.“ 

Und weiter: „Dieses Erfolgsrezept ken- 
nen wir nur zu gut, nicht zuletzt hier in 
Deutschland. Ob Bologna-, Oktoberfest- 
attentat u.s.w. — Verbrechen, die niemals 
aufgeklärt wurden und unverkennbar die 
Handschrift von Geheimdiensten tragen 
— oder die vielen milieu-, alkohol- oder 
Foto: Karin Richert 


sonstwie umstandsbedingten Schlägerei- 
en oder Übergriffe, die von einer rigoros 
politisch kontrollierten Polizei und Justiz 
nach Vorschrift routinemäßig auf ihre 
Tauglichkeit für eine (fast immer falsche) 


Zuordnung zum _‚Rechtsextremismus‘ 
überprüft werden, die Hand der ‚intelli- 
gence agencies‘ staatlicher oder über- 
staatlicher Provenienz ist so gut wie im- 
mer deutlich erkennbar, wenn man sie 
nur erkennen will. Während es in Europa, 
vor allem in Deutschland, dabei in erster 
Linie um die Unterdrückung und Tabui- 
sierung jeder inhaltlichen Diskussion 
über den soziokulturellen Substanzverfall 
im Zusammenhang mit der Überfrem- 
dung geht, geht es auf internationaler, 
strategischer Ebene vor allem um die 
Stärkung der militärischen Vorherrschaft 
der zionistisch-/US-amerikanischen Welt- 
macht.“ Zu Breivik heißt es ferner: „Wer 
an diese wundersame Alleintäterschaft 
und ihre vorgebliche Motivation glaubt, 
beweist ein sehr hohes Maß an Naivität — 
oder aber Vertuschungsabsicht. Im Inte- 
resse der Wahrheitsfindung wäre es bes- 
ser, zunächst nach einem bewährten Prin- 
zip der Kriminalistik die grundlegende 
Frage der Ursachenforschung zu stellen: 
Oui bono — wem nützt es?“ Nicht einmal 
richtig schreiben können die Nazis übri- 


gens, denn letzter Ausdruck schreibt sich 
in Wirklichkeit Cui bono. 

Aber auch französische Rechtsextreme 
können Verschwörungstheorie. So findet 
sich auf mehreren neofaschistischen 
Webseiten — unter anderem Le Gaulois 
und einer Seite, die die rechtsextreme 
Kleinpartei Ligue du Sud unterstützt - ein 
Artikel von Marc No£. Er trat bis dahin 
des Öfteren als Stammautor der vorge- 
blich laizistischen, in Wirklichkeit aus- 
schließlich muslimfeindlichen Internet- 
publikation Riposte Laique (ungefähr: 
„Gegenwehr der Laizisten“) in Erschei- 
nung. 

Völlig im Stile der zur Genüge bekann- 
ten Verschwörungsthesen zum 11. Sep- 
tember 2001, bei denen mit vorgeblich 
kriminologischer Akribie — doch stets aus 
weiter Ferne urteilend — lange Listen an- 
geblich „offener Fragen“ und „Wider- 
sprüche der offiziellen Version“ aufge- 
tischt werden, argumentiert auch No&. So 
listet er auf: „Offenkundig weist das At- 
tentat von Oslo einige zumindest merk- 
würdige Punkte auf. Dunkle Stellen. 1. 
Man sagte uns, es handelte sich“ — bei 
dem Bombenattentat, das dem Massaker 
auf der Insel Utoya voraus ging - „um ei- 
nen Autobombenanschlag. Aber auf den 
Fotos und Videos ist kein Krater in der in- 
takten Asphaltdecke zu sehen. (...) 2. 
Wenn es sich um einen Autobombenan- 
schlag handelt, wie kommt es, dass der 
Brand auf den Stockwerken des Regie- 
rungsgebäudes (Anm.: in Oslo) ausge- 
brochen ist, und nicht in den Geschäften 
rund um das ‚berühmte‘, umgeworfene 
und verkohlte Auto?“ Und so geht es wei- 
ter, ganz im Stile von: Es ist gar kein 
Flugzeug ins World Trade Center geflo- 
gen, die Explosion wurde von innen aus- 
gelöst, usw. usf., und wie die allzu be- 
kannten Tiraden auch sonst lauten. 

No& spart auch nicht an offenem Ras- 
sismus. So lautet der Punkt acht seiner 
vorläufig zehn Punkte umfassenden Lis- 
te: „Wer sind die Opfer wirklich? Alle be- 
fragten Zeugen auf der Insel, deren Aus- 
sagen ausgestrahlt wurden, sind nicht ge- 
rade nordischen Typus. Hingegen sind es 
die Personen, die Blumen am Ort der Ex- 
plosion niederlegten, schon. Also, worum 
handelt es sich? Von was und von wem ist 
die Rede?“ 


Das sind doch gar keine richtigen 
Opfer! 


Ein ähnliches Strickmuster — was sind 
denn das für Opfer? — zeichnet auch ei- 
nen Beitrag auf der Webseite DRZZ. info 
aus, die laut eigenen Bekundungen den 
Themen ,Geopolitik, _Geostrategie, 
Nachrichtenbeschaffung “ gewidmet ist. 
Auf ihr kommen ultrarechte Christen und 
weit rechts stehende Israelis zusammen: 
Eigentümer der Webseite ist der israeli- 
sche Staatsbürger Jean-Patrick Grum- 
berg, welcher auch Mitglied der franzö- 
sisch-israelischen Handelskammer ist 
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und laut eigenen Angaben erfolgreich als 
Wirtschaftslobbyist für die gesetzliche 
Erleichterung der Sonntagsarbeit in 
Frankreich eintrat. Chefredakteur ist Mi- 
chel Garrot&, laut Eigenbezeichnung 
„konservativer Katholik“ und Leiter einer 
ominösen „Christlich-jüdischen Allianz 
für Israel“. In einem Artikel vom 7. Janu- 
ar 2011 hatte Garrot& seinen politischen 
Standort selbst „zwischen dem rechten 
Flügel der UMP und dem Front National“ 
verortet. 

Grumberg unterzeichnete am 25. Juli 
11 einen Artikel unter dem Titel „Aber 
wer sind die Toten von Oslo?“ Auf einem 
Foto, das den Beitrag illustriert, sieht 
man nebeneinander eine mutmaßlich ara- 
bische Frau mit Kopftuch und eine blon- 
de, wohl norwegische Frau. Beide halten 
eine rote Rose in ihren Händen. Darunter 
schreibt der Eigentümer von DRZZ.info: 
„Dieses Photo verbreiten unsere Medien 
nicht. Wer weiß, ob die norwegischen Me- 
dien die Information nach Art der ‚Praw- 
da’ oder nach jener von ‚Le Monde’ pu- 
blizieren? Gut, Sie werden mir sagen, 
dass dies keinen großen Unterschied aus- 
macht.“ Damit wird auf die, auf dersel- 
ben Webseite des Öfteren beklagte, an- 
gebliche antirassistische „Indoktrinie- 
rung“ angespielt. Der Autor fügt hinzu: 
„Zahlreiche dunkle Stelle tauchen auf, je 
mehr das Internet seine Rolle als Infor- 
mant wahrnimmt, welche die großen Me- 
dien aufgegeben haben.“ Die „lieben Le- 
ser“ werden aufgefordert, der Redaktion 
tunlichst sachdienliche Hinweise zukom- 
men zu lassen. Suggeriert wird an dieser 
Stelle: Diese angeblichen Opfer können 
gar keine richtigen Opfer sein, denn die 
sind ja nicht einmal aufgeklärt wie wir. 

Unterdessen hat zwar nicht die offen 
rassistische Verhöhnung von manchen 


Ludwigshafen, 23.7.2011. 

Rund 50 Teilnehmer, begleitet 

von einem RNF und SWR- 
Team, fuhren in einem Bus Ludwigs- 
hafen und seine Vororte ab, um in ei- 
ner symbolischen Aktion Straßen um- 
zubenennen. Nach wie vor werden 
mit erschreckend vielen Straßen oder 
Plätzen, selbst in neuen Siedlungen, 
Nazis, ihre Mithelfer, Militaristen und 
kolonialen Schlächtern gewürdigt. 


Diese Aktion im Rahmen des Kultursom- 
mers Rheinland-Pfalz, wurde organisiert 
vom „Büro für angewandten Realismus“ 
und sollte den Auftakt bilden, um hier 
endlich Abhilfe zu schaffen. Bernhard 
Wadle-Rohe kündigte an, damit solle 
„das alte morsche braune Gebälk einstür- 
zen — um aus diesen Ruinen neue leuch- 
tende Namen zu schaffen: von Freiheits- 
kämpfern und Reformern sowie Opfern 
des Faschismus“. (Programmheft) Ge- 
plant war, die Straßennamensschilder zu 
verhüllen. Die Stadt Ludwigshafen ver- 
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der Opfer — jedenfalls derer nicht euro- 
päischer Herkunft —, wohl aber der ver- 
schwörungstheoretische Ansatz auch an 
den Rändern der im allerweitesten Sinne 
als „Linke“ zu bezeichnenden Milieus 
Einzug gefunden. So behauptete die alt- 
kommunistisch-stalinistische Webseite 
Canempechepasnicolas von Jean Levy, 
zu wissen, dass der israelische Auslands- 
geheimdienst Mossad hinter dem Mas- 
senmord auf der Insel Utoya stecke. Hät- 
ten doch die Teilnehmer am Sommer- 
camp der sozialistischen Parteijugend 
dort am Vortag der Attacke über Wirt- 
schaftssanktionen gegen Israel — um eine 
Zwei-Staaten-Lösung im Nahostkonflikt 
durchzusetzen — diskutiert. Da habe es 
doch nahe gelegen, dass eine Bestrafung 
erfolgen müsse. 


... zu den üblichen Verdächtig(t)en: 
Der Mossad war’s, klarer Fall! 


In Deutschland verbreitet die in Berlin 
ansässige Rote Fahne von Stephan Steins 
— die trotz ihres Titels absolut nichts mit 
der gleichnamigen früheren Zeitung der 
KPD zu tun hat, sondern eine im Netz er- 
scheinende rot-braune Querfrontpublika- 
tion mit geringem Einfluss darstellt - ver- 
gleichbaren Verschwörungsquatsch. Dort 
ist zu erfahren: „Warum erfahren wir 
über all dies, über die Aspekte des zionis- 
tischen Hintergrunds der Terroranschlä- 
ge, nichts in den imperialen Mainstream- 
medien? Nun, die Antwort ist nahelie- 
gend.“ Die vom Autor, Chefredakteur 
Steins, denunzierte und von ihm so ge- 
nannte „Hollywood-Antifa“ wird scharf 
angegangen: „Diese in Teilen der subjek- 
tiven Linken nachgeplapperte Mainstre- 
am-Argumentation bzw. Desinformation, 
die Kritik an imperialer Ideologie, Strate- 
gie und Politik mit ‚Rassismus‘ gleich- 


setzt und bei gutgläubigen wie naiven 
Humanisten mitunter auf fruchtbaren Bo- 
den fällt, läuft auf folgende Botschaft an 
die Bürger hinaus: Wenn ihr auf eurem 
kulturellen Selbstbestimmungsrecht be- 
harrt und die Massenzuwanderung bzw. 
die imperiale Einwanderungspolitik kriti- 
siert, erzeugt ihr Terroranschläge wie den 
in Norwegen. “ 

Ohne verbal ganz so extrem zu werden, 
denkt auch der rot-bräunliche Querfront- 
journalist Jürgen Elsässer — wie bei so 
vielen Ereignissen der jüngeren Vergan- 
genheit — an eine „geheimdienstliche“ 
Urheberschaft. So suggeriert er folgende 
Zusammenhänge: „Welche Rolle spielten 
US-Dienste, die ehemalige norwegische 
Polizisten und Sicherheitsleute unter Ver- 
trag haben (...)? Ist das ein Nachfolger 
der Nato-Geheimarmee Gladio?“ 

Elsässer macht sich auch Sorgen um 
arme, in naher Zukunft von Verfolgung 
bedrohte Minderheiten: „Die Massenme- 
dien werden die Sympathisantenhatz auf 
Wilders, Strache, Le Pen, aber auch auf 
die Junge Freiheit und die CSU-Rechte 
und die Euro-Kläger wie Hankel/ 
Schachtschneider und am Schluss selbst 
auf diesen Blog (...) eröffnen. Jeder na- 
tionale, EU-kritische Gedanke wird künf- 
tig unter Terror-Verdacht stehen — das hat 
der Massenmörder erreicht. Alle Euro- 
kraten und Globalisten werden sich die 
Hände reiben.“ 

Dabei könnte der Mann doch froh sein, 
denn mit politischen Analysen hat er esja 
leicht: Wie bei jedem Terroranschlag 
muss er nur seine vorgeblichen Analysen 
über Manipulationen und „Terror unter 
falscher Flagge“ aus der Schublade zie- 
hen, und die Namen der Orte und jeweili- 
gen Täter oder Opfer kurz austauschen. 

Bernhard Schmid, Paris 


Aktion in Ludwigshafen 
„Weg mit den Nazistraßen” 


bot die Verhüllung. Dies führe zur Ge- 
fährdung von Menschenleben, weil Ret- 
tungsdienste und Feuerwehr dann gege- 
benenfalls die Straßen nicht mehr finden. 

Dem Einwand, dass Rettungsdienste in 
der heutigen Zeit über Navigationsgeräte 
verfügen, wurde nicht stattgegeben. Die 
Stadt hatte auch Sorge, dass Besucher 
und Firmen sich dann nicht mehr zurecht- 
finden könnten. Auch durchsichtige Sä- 
cke als Kompromisslösung lehnte die 
Stadt ab. Das Büro entschied sich 
schließlich, die fragwürdigen Straßen- 
schilder mit alten Schuhen zu behängen. 
Zwei Straßen wurden mit den Namen von 
Widerstandskämpfer Hans- und Sophie- 
Scholl direkt durch Überkleben umbe- 
nannt. Beide Straßen liegen beim Amts- 
gericht in Ludwigshafen-Süd, neben dem 


Untersuchungsgefängnis, in dem sich zur 
NS-Zeit ein Gestapo-Gefängnis befand. 
Bereits nach zwei Tagen waren die neuen 
Schilder wieder entfernt. 

Aufgrund des Streits kam es in der 
Presse zu einer Auseinandersetzung um 
die Umbenennungsaktion. Stadtarchivlei- 
ter Stefan Mörz hielt dies für überzogen. 
Straßennamen „seien ein Zeugnis ihrer 
Zeit und regten an, sich mit der Vergan- 
genheit auseinander zu setzen. Er sieht 
daher keinen Handlungsbedarf.“ (Rhein- 
pfalz). 

Dazu muss man wissen, dass das Stadt- 
archiv auch darin kein Problem sah, in ei- 
nem Neubaugebiet eine Straße nach Ag- 
nes-Miegel zu benennen — neben Inge- 
borg Bachmann, Ricarda Huch und Kät- 
he Kollwitz. Agnes Miegel schrieb Balla- 


den auf unseren „edlen Führer“ 
und war ein literarisches Aushän- ® 
geschild des NS-Regimes par ex- 
cellence. Im Oktober 1933 gehör- % 
te sie zu den 88 deutschen # 
Schriftstellern, die das Gelöbnis 
treuester Gefolgschaft für Adolf 
Hitler unterzeichneten. 

In der Endphase des Zweiten 
Weltkrieges, wurde sie von Hitler ' 
in die Sonderliste der „Gottbe- j 
gnadetenliste, mit den sechs 
wichtigsten deutschen Schriftstel- 
lern aufgenommen. Wie konnte 
dem Stadtarchiv dies entgehen? 
War es Nachlässigkeit, Dumm- 
heit oder was? 

Der Bauausschuss schlägt die Namen 
für neue Straßen vor‘ und bedient sich 
dabei des Stadtarchivs, das bei neuen Na- 
men Vorschläge macht“. (Rheinpfalz Juli 
2011). Stefan Gierescher, Ludwigshafe- 
ner Chefredakteur der „Rheinpfalz“, wies 
darauf hin, dass in anderen Städten wie 
Celle und Osnabrück längst Straßen und 
Schulen, die Agnes Miegels Namen tru- 
gen, umbenannt wurden. „Ludwigshafen 
sollte diesem Beispiel folgen“. Das Büro 
für angewandten Realismus schlägt als 
neuen Namen Anne Frank vor. 

In Niederfeld, der ehemaligen 
Adolf- Hitler-Siedlung, wurden 
von den Nazis Straßen nach Poli- 
tikern und Militärs aus der Kolo- 
nialzeit benannt und bis heute 
beibehalten. Dazu gehören Gus- 
tav Nachtigal, Reichskommissar 
für Deutsch-Westafrika (aller- 
dings ein eher kritischer Koloni- 
albeamter und Afrikaforscher), 
Herrmann von Wissmann, Gou- 
verneur von Deutsch- Ostafrika, 
Carl Peters oder Adolf Lüderitz. 
Peters wurde schon seinerzeit 
wegen seiner blutrünstigen Morde in 
Afrika seines Amtes enthoben. Die 
„Reichsstelle zur Förderung des deut- 
schen Schrifttums,, lobte 1938, dass Pe- 
ters „den Gedankengängen des Dritten 
Reiches bereits vor fünfzig Jahren“ nahe 
stand. Seine Zeitgenossen nannten ihn 
„Hänge-Peters“. Sein zeitweiliger Mitar- 
beiter Baumann schrieb 1892: 

„Übrigens ist Peters halb verrückt. Al- 
les um ihn herum geht krumm vor Hie- 
ben. 100 bis 150 sind an der Tagesord- 
nung. Es ist kaum zu glauben, welche 
Angst die Leute vor Peters und seinen 
Leuten haben“. (Wikipedia) Das Büro für 
angewandten Realismus schlägt in dieser 
Siedlung folgende Namen vor: Straße der 
Barmherzigkeit, Straße der Nächstenlie- 
be, Straße der Solidarität, Straßen des gu- 
ten Wollens. Die Liste der umzubenen- 
nenden Straßen ist lang: 

Im Hemshof gibt es noch immer den 
Carl-Wurster-Platz, benannt nach dem 
Wehrwirtschaftsführer und IG-Farben- 
vorstand und späteren BASF-Vorstand. 
Er wurde zwar im IG Farben-Prozess 


freigesprochen, wobei hier offenbar ame- 
rikanische Wirtschaftsinteressen eine 
große Rolle spielten, sowie viele Gefäl- 
ligkeits-Persilscheine u.a. auch vom bi- 
schöflichen Ordinariat in Speyer. Be- 
trachtet man seine Aktivitäten im Osten 
näher, ist eine Würdigung per Platzbe- 
nennung völlig unangebracht. 

Ein amerikanischer Ankläger und ein 
Richter hatten seinerzeit gegen das Urteil 
protestiert: Überwältigend und unwider- 
legbar seien die Beweise für die wesentli- 
che Teilnahme der IG-Farben an der Vor- 


bereitung und Durchführung von An- 
griffskriegen, dem mörderischen Einsatz 
von Zwangsarbeitern und der Verskla- 
vung der Zivilbevölkerung in den besetz- 
ten Ostgebieten. Die IG-Farben-Ange- 
klagten teilten die Verantwortung für ver- 
brecherische medizinische Experimente, 
um die Wirksamkeit von IG Erzeugnissen 
zu erproben. Die Verbrechen der IG Far- 
ben und damit die Verantwortung ihrer 
Vorstandsmitglieder waren in späteren 
Veröffentlichungen und auch Urteilen un- 
umstritten. Der Platz soll in Berta von 
Suttner Platz unbenannt werden, die 
Kurt-Faber- in Kurt-Tucholsky-Straße. 
Faber war Chemiker und Entwickler 
des Senfgases. Er hat sich an der West- 
front selber von der Wirksamkeit seines 
Produkts überzeugt. Die Karl-Röder- 
Straße ist nach einem Heimat- und 
Mundartdichter benannt, der das hohe 
Lied auf Hitler sang. Diese Straße soll zur 
Heinrich-Mann- Straße werden. Die Hin- 
denburgstraße, benannt nach dem Feld- 
marschall und Reichspräsidenten, der 


“s Hitler zum Reichskanzler ernann- 
: te, soll zur August-Bebel-Straße 
werden. Interessant in diesem Zu- 
E | sammenhang ist, dass direkt nach 
=" dem Zweiten Weltkrieg der CDU- 
Ortsverein Ludwigshafen-Süd 
unter dem Eindruck der Nazi- 
© Herrschaft bereits anregte, solche 
Straßennamen auszutauschen. 
d Unter anderem war in ihrer 
; Vorschlagsliste auch eine Ernst- 

x Thälmann-Straße enthalten. Alle 
: Straßen, die nach der Machter- 
greifung durch die Nazis in Lud- 
SS wigshafen stufenweise umbe- 
“ nannt wurden, sollen wieder ihre 
alten Straßennamen erhalten. Nach der 
Eingliederung des Saarlandes wurden 
viele Straßen nach saarländischen Orten 
benannt. Dies soll rückgängig gemacht 
werden. Alle Straßen um das Marien- 
krankenhaus in der Gartenstadt trugen 
vormals „katholische‘‘ Namen. Nach dem 
Anschluss Österreichs wurden ihnen 
Ortsnamen aus dem Anschlussgebiet ver- 
hängt. 

Das Büro fordert, hier wieder die frü- 
heren Namen zu verleihen. Alle Gene- 
ralsnamen in den Straßen von Ludwigs- 
hafen-Süd wie York, Roon, 
Pranck, Gneisenau sollen ver- 
schwinden. Die Kaiser-Wilhelm- 
| Straße soll zur Willy- Brandt- 
Straße werden. Bernhard Wadle- 
| Rohe erklärte dazu, dass Lud- 
wigshafen als Wiege der rhein- 
landpfälzischen Sozialdemokra- 
tie unmöglich weiterhin eine 
Straße nach dem Sozialisten ver- 
folgenden Kaiser benennen und 
statt dessen längst Willy Brandt 
ehren sollte. Dazu gehöre es 
auch, die Bismarckstraße in 
Windhorststraße umzubenennen. 

Dieses Ansinnen erscheint einem Kom- 
mentator der „Rheinpfalz“ „völlig über- 
zogen, abstrus und führe die Sache ad ab- 
surdum. Die Stadt solle wirklich proble- 
matische Namen mit einem Zusatz verse- 
hen oder streichen. Das Rathaus sollte 
das ernste Thema nicht der Wadle-Rohe- 
Truppe überlassen.“ Genau das soll sie ja 
auch nicht. Es war ja gerade Anliegen der 
Aktion, dass die Stadt sich endlich dieses 
Themas annimmt. 

Die Aktion wurde argumentativ beglei- 
tet von dem Historiker der Rosa-Luxem- 
burg-Stiftung, Salvadore Oberländer, und 
unterstützt durch die Bndestagsabgeord- 
nete der LINKEN Kathrin Senger-Schä- 
fer und dem Kulturbüro der Stadt Lud- 
wigshafen. Im Bus wurden die Untaten 
der fragwürdigen Straßennamenträger er- 
läutert und danach gemeinsam alte Schu- 
he an etliche Schilder gehängt. Im An- 
schluss an die Busfahrt forderten die Teil- 
nehmer die Einsetzung einer Historiker- 
kommission. Weitere Aktivitäten sollen 
folgen, um die Umbenennung durchzu- 
setzen. fr 
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:ausländer- und asylpolitik 


Flüchtlingsdrama: Hilfsver- 


weigerung durch die Nato? 

Vor der italienischen Mittelmeerinsel 
Lampedusa hat sich ein weiteres Flücht- 
lingsdrama ereignet. Die italienische 
Küstenwache rettete hunderte Menschen 
von einem fahruntüchtigen Boot. Eine 
der Überlebenden erklärte später, wäh- 
rend der Überfahrt aus Libyen seien rund 
hundert Flüchtlinge an Hunger und Ent- 
kräftung gestorben. Nach Angaben der 
italienischen Küstenwache trieb das Boot 
bereits länger als 36 Stunden auf dem 
Meer, als es entdeckt wurde. Viele der 
Geretteten seien völlig dehydriert gewe- 
sen, hieß es. Drei Flüchtlinge, darunter 
auch eine Schwangere, seien umgehend 
mit Hubschraubern in Krankenhäuser ge- 
bracht worden. Die italienischen Behör- 
den erheben gegen die Nato den Vorwurf 
der verweigerten Hilfe: Nach Meldungen 
der italienischen Nachrichtenagentur 
ANSA wurde das Schiff von einem 
Schlepper gesichtet, dessen Kapitän Ret- 
tungsinseln ins Wasser geworfen und die 
italienischen Behören alarmiert hatte. 
Wegen der großen Entfernung des Bootes 
zur Küste hätte die Küstenwache zu- 
nächst ein Kriegsschiff der Nato um Hilfe 
gebeten, das wegen des Libyen-Einsatzes 
in der Nähe lag. Den Hilfseinsatz habe 
die Nato aber abgelehnt. Selbst das italie- 
nische Außenministerium fordert jetzt 
eine Untersuchung. 

„Angesichts des seit Jahren hingekom- 
menen Sterbens von Flüchtlingen im Mit- 
telmeer, bitte ich alle Seeleute um Ret- 
tung der in Not geratenen Flüchtlinge.“ 
so Stefan Schmidt, ehem. Kapitän der 
Cap Anamur. Borderline europe und die 
Humanistische Union Lübeck haben die 
Bundesregierung aufgefordert, sich für 
die Untersuchung und rechtliche Verfol- 
gung der mutmaßlichen Hilfsverweige- 
rung der Nato Einsatzkräfte einzusetzen. 

Humanistische Union OV Lübeck 
Borderline Europe e.V. 


Abschiebung ausgesetzt 


BADEN-WÜRTTEMBERG. „Eine Kommissi- 
on des Petitionsausschusses wird in den 
Kosovo reisen, um sich über die Lebenssi- 
tuation von Sinti und Roma vor Ort zu in- 
formieren“, berichtet Edith Sitzmann, 
Fraktionsvorsitzende der grünen Land- 
tagsfraktion. Bis zum Abschluss der Reise 
und deren Bewertung sollen Abschiebun- 
gen ausgesetzt werden. Dies habe Innen- 
minister Gall zugesagt, so Sitzmann, die 
sich seit langem für die Freiburger Roma- 
Flüchtlinge engagiert. „Die in Freiburg le- 
benden Roma können vorerst aufatmen.“ 
Die Stadt Freiburg ist mit 700 langjährig 
hier lebenden Roma-Flüchtlingen, von de- 
nen 2/3 von Abschiebung bedroht sind, be- 
sonders betroffen. „Eine Abschiebung ins 
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Elend können und wollen wir nicht verant- 
worten. Wir tragen die Verantwortung für 
die hier lebenden Flüchtlinge und können 
diese Menschen nicht ins Ungewisse ab- 
schieben. Das oft außer Acht gelassene 
Kriterium, wie es den Menschen nach ih- 
rer Abschiebung ergeht, wird mit dieser 
Reise wieder in den Fokus der Debatte ge- 
rückt. Es ist gut, dass sich die Delegation 
des Petitionsausschusses vor Ort selbst ein 
Bild der Lage machen wird“, so die grüne 
Abgeordnete. Ausgenommen von der 
Aussetzung der Abschiebung seien ledig- 
lich Straftäter. Zudem haben Abgeordnete 
der Grünen und der SPD einen Antrag in 
den Landtag eingebracht mit dem Ziel, ein 
umfassendes Bild der derzeitigen Situati- 
on zu erhalten. Ein bundesweit einheitli- 
ches Bleiberechtsverfahren solle auf den 
Weg gebracht werden. In der Vergangen- 
heit wurden Anträge der grünen Landtags- 
fraktion, in denen die kritische Überprü- 
fung der Abschiebung von Sinti und Roma 
gefordert wurde, von der schwarz-gelben 
Vorgängerregierung immer abgelehnt. 

PM Edith Sitzmann, Bündnis 90/ 
Die Grünen im Landtag BW, 27.7.2011 


Deutsche Visapraxis bleibt 
sozial selektiv 


BERLIN. „An der willkürlichen Visums- 
praxis hat sich nichts Wesentliches geän- 
dert. Lediglich für die von der deutschen 
Wirtschaft als nützlich und erwünscht be- 
trachteten ausländischen Fachkräfte sollen 
die Tore der Festung Deutschland bei den 
Visaerteilungen einen Spalt breit geöffnet 
werden. Im Gegensatz zur Türkei soll 
Russland davon profitieren. Das Festhal- 
ten an der Visapflicht für türkische Staats- 
angehörige ist europarechtswidrig und da- 
mit Unrecht. Die Bundesregierung muss 
dieses Unrecht beenden und nicht weiter 
aus rechtspopulistischen Gründen fortset- 
zen“, so Sevim Dagdelen anlässlich der 
Antwort der Bundesregierung auf ihre 
Kleine Anfrage (Bundestagsdrucksache 
17/6225). Die migrationspolitische Spre- 
cherin der Fraktion DIE LINKE weiter: 
„Visumablehnungen kommen insbeson- 
dere in Bezug auf Bürgerinnen und Bür- 
gern aus afrikanischen Staaten sehr viel 
häufiger vor. Die Ablehnungsquoten be- 
trugen 2010 beispielhaft: Guinea 50 %, 
Kongo 44 %, Senegal 43 %, Ghana %, Ka- 
merun 35 %, Nigeria 36 %. Bemerkens- 
wert ist auch die doppelt so hohe Ableh- 
nungsquote in der Türkei (15 %); das ent- 
spricht 22.634 Visumablehnungen im Jahr 
2010. Hier ist die hohe Ablehnungsquote 
schon allein deshalb fragwürdig, weil 
nicht nur in der juristischen Fachliteratur 
mehrheitlich davon ausgegangen wird, 
dass infolge der Rechtsprechung des Euro- 
päischen Gerichtshofs türkische Staatsan- 
gehörige jedenfalls zu touristischen Zwe- 


cken wegen der EU-Assoziierungsabkom- 
men gar kein Visum benötigen und visum- 
frei einreisen können müssten. Auch der 
Wissenschaftliche Dienst des Deutschen 
Bundestages vertritt die Rechtsauffassung, 
dass die seit 1980 geltende Visumpflicht 
für türkische Staatsangehörige etwa für 
touristische Besuche gegen verbindliches 
EU-Recht verstößt. In der Visapraxis for- 
dert DIE LINKE eine grundlegende Kor- 
rektur der restriktiven Politik einer sozia- 
len Selektion und Ausgrenzung.“ 
Presseerklärung Sevim Dagdelen 
DIE LINKE im Bundestag 20.7.2011 


Bundesregierung spielt beim 
AsylbLG auf Zeit! 


Wovon gerüchteweise schon zu hören war, 
bestätigt sich nun: Die Bundesregierung 
denkt gar nicht daran, die eingestandener- 
maßen verfassungswidrigen Regelleistun- 
gen des Asylbewerberleistungsgesetzes 
zeitnah anzuheben, um den Anforderun- 
gen des Bundesverfassungsgerichts im Ur- 
teil vom Februar 2010 zum Grundrecht 
auf Gewährleistung eines menschenwür- 
digen Existenzminimums zu entsprechen. 

Dies ergibt sich aus einer Antwort der 
Bundesregierung auf eine schriftliche Fra- 
ge von Ulla Jelpke, die bereits öffentlich 
erklärt hatte, jeden Monat nach dem Fort- 
gang der Novellierung des AsylbLG nach- 
zufragen. Dass nun erst einmal die Bun- 
desländer angeschrieben werden, um mit 
ihnen gemeinsam „Eckpunkte“ zu erarbei- 
ten, aufgrund derer dann ein Gesetzent- 
wurf zur Änderung des AsylbLG erstellt 
werden soll, kann nur so gedeutet werden, 
dass die Sache bis zur Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts verschleppt 
werden soll. Das ist ein zynisches Spiel 
auf dem Rücken der Betroffenen, denen 
jeden Tag zu wenig für ein menschenwür- 
diges Leben in Deutschland bleibt. 

Die Fragestellerin und innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE., Ulla 
Jelpke, kommentiert entsprechend: „An- 
geblich überprüft die Bundesregierung be- 
reits seit Jahresbeginn, wie hoch künftig 
die Grundleistungen für Asylsuchende 
und andere Menschen mit noch ungesi- 
chertem Aufenthaltsstatus nach dem Asyl- 
bewerberleistungsgesetz (AsylbLG) aus- 
fallen sollen. Seit Monaten antwortet die 
Regierung auf entsprechende parlamenta- 
rische Nachfragen, dass diese Prüfung 
noch andauere. Nun antwortet mir die 
Bundesregierung, dass Gespräche mit den 
Bundesländern eingeleitet worden seien, 
um im Anschluss daran einen Gesetzent- 
wurf zu erarbeiten. Dieses überaus ge- 
mächliche Verfahren ist unerträglich und 
eine fortgesetzte Verletzung der Men- 
schenwürde der Betroffenen! Es ist mir 
unerklärlich, welchen Beitrag die Bundes- 
länder zur konkreten Bedarfsermittlung 
entsprechend der Vorgaben des Bundes- 
verfassungsgerichts leisten können oder 
sollen. ... Seit dem Urteil des Bundesver- 


fassungsgerichts zum Grundrecht auf ein 
menschenwürdiges Existenzminimum im 
Februar 2010 steht fest, dass das AsylbLG 
verfassungswidrig ist. Sie hätten vor die- 
sem Hintergrund eigentlich bereits mit der 
Änderung der Regelsätze nach dem SGB II 
bzw. XII Anfang des Jahres angehoben 
werden müssen. DIE LINKE forderte im 
Parlament entsprechend eine grundsätzli- 
che Gleichbehandlung bei der Existenzsi- 
cherung aller in Deutschland lebenden 
Menschen. Dass die Bundesregierung trotz 
des eingeräumten Verfassungsbruchs nicht 
unmittelbar tätig wird und auf Zeit spielt, 
ist inakzeptabel.“ 
Quelle: Die LINKE im Bundestag — 
FR Niedersachsen I 


Tatort Kurdistan - Protest 
gegen Rüstungsexport ist 


nicht extremistisch! 
BERLIN. „Wer sich gegen Rüstungsexporte 
in die Türkei engagiert, ist in den Augen der 
Bundesregierung offenbar schon ein Hand- 
langer angeblicher kurdischer Terroristen“, 
so die innenpolitische Sprecherin der Frak- 
tion DIE LINKE, Ulla Jelpke, zur Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfra- 
ge „Bewertung der Kampagne ‚Tatort Kur- 
distan‘ durch das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz‘“ (Drucksache 17/6603) Mit 
der seit Mai 2010 laufenden Kampagne 
‚Tatort Kurdistan‘ weisen Flüchtlings- und 
Friedensinitiativen, Landesverbände der 
Linkspartei, die Linksjugend [solid], anti- 
militaristische und kurdische Vereinigun- 
gen auf die Mitverantwortung deutscher 
Unternehmen und der Bundesregierung bei 
der Unterdrückung der Kurden hin. Jelpke 
weiter: „Das unbewiesene Mantra der Bun- 
desregierung lautet: ‚Die Kampagne ist Be- 
standteil der PKK-Agitation in Deutsch- 
land‘. Und die PKK wiederum sei eine aus- 
ländische terroristische Vereinigung, deren 
Bestrebungen ‚auswärtige Belange der 
Bundesrepublik Deutschland gefährden‘. 
Meint die Bundesregierung mit diesen Be- 
langen vielleicht die Profite der deutschen 
Rüstungsindustrie? Ich sehe hier gefährli- 
che Parallelen zur Entwicklung in der Tür- 
kei. Dort werden kurdische Bürgermeister 
aufgrund ihres Engagements für eine Frie- 
denslösung inhaftiert, weil sie angeblich 
auf Weisung der PKK handeln. Und in 
Deutschland stellt der Verfassungsschutz 
mit seiner unbewiesenen Behauptung einer 
PKK-Steuerung bereits das Engagement 
gegen Rüstungsexporte unter Extremis- 
musverdacht. Nicht die Kampagne ‚Tatort 
Kurdistan‘ oder die kurdische Freiheitsbe- 
wegung, sondern die deutschen Waffenlie- 
ferungen, die auch gegen die kurdische Zi- 
vilbevölkerung zum Einsatz kommen, rich- 
ten sich gegen den Gedanken der Völker- 
verständigung.“ 
Die Anfrage und Antwort können hier 
nachgelesen werden: www.ulla-jelpke.de 
Ulla Jelpke, MdB, Innenpolitische 
Sprecherin Fraktion DIE LINKE. I 


Abschiebekrimi am Flughafen München: 


Aktivisten verhindern 
Überstellung nach Malta 


AktivistInnen der Karawane 

München, des Bayerischen 

Flüchtlingsrates, der antifa.nt 
und vom Aktionsbündnis gegen Ab- 
schiebungen Rhein-Main haben in 
letzter Sekunde die Abschiebung des 
somalischen Flüchtlings Abdilahi Mo- 
hamed nach Malta verhindert. 


Auf Malta hatte er sich 
nach einer traumatisie- 
renden Überfahrt, bei \ 
der ein guter Freund 


geboten, die ihren Platz in dem Flieger 
der Bundespolizei zur Verfügung stellen 
und einen Umweg fliegen. 

12:18 Uhr — Passagiere protestieren 
gegen die Abschiebung in ihrem Ferien- 
flieger und fordern ein Gespräch mit dem 
Piloten der Air Malta Maschine. 


12:40 Uhr — Die Maschine startet mit 
Flugziel Malta. 


von ihm ertrank, ein ® 
Jahr lang unter kata- 
strophalen Bedingun- \N 
gen in Haft befunden, $ 
bevor er nach Deutsch- 77 
land weiterfloh. j 

Sowohl am Flugha- 
fen München als auch 
bei der Niederlassung 
von Air Malta in 
Frankfurt fanden zeit- 
gleich Protestaktionen 
statt. Air Malta signali- 
sierte der Bundespoli- 
zei, dass sie Abdilahi ®& 
Mohamed aus Gründen 
der Flugsicherheit 
nicht mitnehmen wer- 
den. Doch die Bundes- 
polizei gab nicht auf: 
Per Lautsprecher- 
durchsage wurde Pas- 
sagieren 250 Euro für 
Flugumbuchungen ge- 
boten, um weitere Sitze 
für die Bundespolizei buchen und damit 
die Sicherbedenken der Airline ausräu- 
men zu können. 

Nachdem Passagiere gegen die Ab- 
schiebung in ihrem Ferienflieger protes- 
tierten, entschied am Ende der Pilot: Ab- 
dilahi Mohamed wird doch nicht mitge- 
nommen. 

10:00 Uhr - Vor der Air Malta Nieder- 
lassung in Frankfurt startet eine Protest- 
kundgebung, AktivistInnen betreten das 
Gebäude um über die Abschiebung zu 
verhandeln. Die Gespräche ziehen sich 
bis 12:40 Uhr. 

11:15 Uhr — Am Flughafen München 
im Check-In Bereich des Terminal 2 star- 
tet eine Protestaktion. Flugblätter werden 
verteilt, Parolen gegen Abschiebungen 
gerufen und Transparente, u.a. mit der 
Aufschrift „Unsere Münchner Freiheit: 
Nonstop zu Abschiebeflügen weltweit“ 
entrollt 

11:50 Uhr — Durchsage am Flughafen 
München: „Aufgrund der aktuellen Bu- 
chungslage“ wird Passagieren 250 Euro 


12:42 Uhr - Wir erhalten einen Anruf 
von Air Malta: Das Ticket für Abdilahi 
Mohamed wurde storniert. Auch die Bun- 
despolizei bestätigt dies kurze Zeit später. 

13:01 Uhr - Ein Aktivist bekommt ein 
Hausverbot und wird von der Flughafen- 
polizei zum S-Bahnhof eskortiert. 

13:29 Uhr — Der Kirchliche Dienst am 
Münchner Flughafen holt Abdilahi Mo- 
hamed von der Bundespolizei ab und 
übergibt ihn an den Bayerischen Flücht- 
lingsrat. 

Marc Speer vom Bayerischen Flücht- 
lingsrat sagt dazu: „Wir haben heute ei- 
nen Krimi erlebt. Bis zur letzten Sekunde 
war nicht klar, ob Abdilahi Mohamed ab- 
geschoben wird. Jetzt sind wir einfach 
nur erleichtert, dass wir die Abschiebung 
stoppen konnten.“ Am Samstag findet am 
Flughafen München eine Demonstration 
gegen die dort stattfindenden Abschie- 
bungen statt zu der verschieden Initiati- 
ven und Organisationen aufrufen. 

www.bfr.de I 
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Jeder fünfte Einwohner Deutsch- 

lands hat einen Migrationshinter- 

grund. Besonders in den Groß- 
städten wird die Vielfalt der Gesellschaft 
immer sichtbarer: In manchen Orten ist 
jeder dritte Einwohner Migrant. In Köln 
z.B. beträgt der Anteil von Menschen mit 
Migrationshintergrund ca. 30 Prozent. 
Spiegelt sich diese Vielfalt auch in den 
Stadträten wider? 

Dieser Frage ist nun eine Studie des 
Max-Planck-Instituts nachgegangen und 
hat die Daten sämtlicher Ratsmitglieder 
und -kandidat (innen) in deutschen Städ- 
ten mit mindestens 100.000 Einwohnern 
ausgewertet. Das Ergebnis der untersuch- 
ten 77 Großstädte und Stadträte fällt lei- 
der gar nicht positiv aus: Nur vier Prozent 
der 4.670 Ratsmitglieder weisen einen 
Migrationshintergrund auf. Das heißt, 
dass die kulturelle Vielfalt in der Kom- 
munalpolitik genau so wenig reflektiert 
wird wie in anderen gesellschaftlichen 
Lebensbereichen. Frankfurt am Main ist 
mit 15 Personen absoluter Spitzenreiter, 
gefolgt von Offenbach, Duisburg und 
Stuttgart. In 20 Städten sind vier und 
mehr Migranten in der Kommunalpolitik 
aktiv. In dieser Rubrik kann man auch die 
Stadt Köln verorten. 

In zahlreichen Städten findet sich kein 
einziges Ratsmitglied mit Migrationshin- 
tergrund! Dabei sei noch einmal festge- 
halten, dass keine Stadt einen gemessen 
an der Bevölkerungsstruktur tatsächlich 


Am 17. Juli 1936 erhoben sich die 

Truppen Francisco Francos gegen die 

demokratisch legitimierte Regierung 
von Spanien. Die faschistischen Staaten Ita- 
lien und Deutschland sowie zahlreiche Kon- 
zerne unterstützten die Putschisten. Zum 75. 
Jahrestag des Kriegsbeginns veröffentlichte 
die Coordination gegen BAYER-Gefahren ei- 
nen ausführlichen Artikel zur Zusammenar- 
beit der IG Farben mit dem Franco-Regime, 
der zum Download auf der Webseite der 
Coordination steht. (www.cbgnetwork.org) 


Die IG Farben, die 1925 aus einem Zusam- 
menschluss von BASE, BAYER, HOECHST 
und AGFA hervorging, war seinerzeit der 
größte Konzern Europas. Die IG besaß in 
Spanien 14 Niederlassungen und war dort 
das größte ausländische Unternehmen. Jan 
Pehrke vom Vorstand der CBG: „Die IG 
Farben stand von Beginn an auf Seiten der 
Putschisten und leistete ihnen auf jede er- 
denkliche Art und Weise Beistand. Mehr- 
mals wurden hohe Geldsummen an Franco 
gespendet. Die IG Farben unterstützte die 
Legion Vidal, die Sanitätstruppe der Put- 
schisten. Und an die Kampftruppen lieferte 
die IG alles, was für die Kriegsführung be- 
nötigt wurde — Zellwolle für die Unifor- 
men, Quecksilber, Chemikalien für den 
Bau von Bomben und Experten für chemi- 
sche Kampfstoffe.“ Stolz hieß es in einem 
Memorandum der IG Farben: „Während 
der ganzen Dauer des spanischen Bürger- 
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Studie über Diversity in den Stadtparlamenten: 
Migranten in der Kommundal- 
politik unterrepräsentiert 


repräsentativen Anteil vorweisen kann. 

Nicht nur die Städte unterscheiden sich 
stark, auch die Parteien sind unterschiedlich 
offen bzw. attraktiv für Migrat(innen). Der 
Anteil von Einwanderern ist in der LIN- 
KEN am höchsten: Hier engagieren sich 
acht Prozent Migrant(innen). Die Grünen 
erreichen eine Quote von sieben, die SPD 
von fünf und CDU/CSU sowie die FDP bil- 
den mit jeweils zwei Prozent das Schluss- 
licht. Von gelungener Integration bislang 
also keine Spur, müsste die proportional 
ausgeglichene Repräsentation von Migran- 
ten in den Stadträten doch eigentlich ganz 
selbstverständlich sein. 

Auch auf Bundesebene sieht es nicht bes- 
ser aus, dort haben nur 20 der 620 Abgeord- 
neten einen Migrationshintergrund. In Ber- 
lin beträgt der Migrantenanteil im Abgeord- 
netenhaus immerhin schon zehn Prozent. 

Es gibt aber auch ein paar positive Er- 
gebnisse, die man der Studie abgewinnen 
kann. Die Herkunft des Großteils der 
migrantischen Ratsmitglieder (40 Pro- 
zent) ist türkisch. Damit ist das Vorurteil 
widerlegt, türkischstämmige _Bür- 
ger(innen) seien besonders integrations- 
unwillig. Auch das Vorurteil, dass Frauen 


mit Migrationshintergrund besonders 
schlecht integriert sind, bestätigt sich kei- 
neswegs. Im Gegenteil: Misst man den 
Frauenanteil der migrantischen Ratsmit- 
glieder am Frauenanteil insgesamt, so er- 
gibt sich ein Verhältnis von 40 zu 33 Pro- 
zent. 

Auch viele EU-Bürger ohne deutsche 
Staatsbürgerschaft engagieren sich in den 
Räten, da sie das passive und aktive kom- 
munale Wahlrecht genießen. Dies trifft 
auf 17 Personen zu. Wichtig wäre eine 
Erweiterung des kommunalen Wahl- 
rechts auch auf Nicht-EU-Bürger, denn 
auch diese leben und arbeiten seit vielen 
Jahren in den deutschen Großstädten. 

Viele der befragten migrantischen 
Ratsmitglieder gaben an, dass sie in ihrer 
Tätigkeit aufgrund ihrer Herkunft auch 
negative Erfahrungen machen. Ihre Kom- 
petenz wird infrage gestellt oder sie müs- 
sen sich gegen rassistische Anfeindungen 
wehren. Oft werden sie auf das Politik- 
feld Migration/Integration beschränkt. Es 
ist außerdem für sie besonders schwer, ei- 
nen der begehrten oberen Listenplätze in 
ihrer Partei zu bekommen. 

Marie Kusters II 


75 Jahre spanischer Bürgerkrieg: 


Die Rolle der IG FARBEN 


kriegs hat Deutschland und innerhalb 
Deutschlands 100-prozentig die AGFA es 
fertig gebracht, Spanien, d. h. die spanische 
Wehrmacht mit den unbedingt erforderli- 
chen Mengen (...) zu versorgen“. In inter- 
nen Schreiben rühmten IG-Manager den 
„vorbildlichen Kampfesmut‘“ der Franco- 
Truppen. Bei den Luftangriffen der „Legi- 
on Condor“ auf Guernica und andere bas- 
kische Städte kam die von der IG Farben 
produzierte Brandbombe BIE zum Ein- 
satz. Diese entwickelte eine Hitze von bis 
zu 2.400 Grad und entfachte eine Feuers- 
brunst, der mit Löschwasser nicht beizu- 
kommen war. Die genaue Zerstörungsleis- 
tung - in Guernica starben fast 1.700 Men- 
schen — untersuchten Experten minutiös. 
Hitler persönlich brüstete sich später, dass 
es ohne die Hilfe aus Deutschland und Ita- 
lien „heute keinen Franco“ gäbe. 

Eine wichtige Rolle spielte die IG Far- 
ben auch beim 1936 veröffentlichten Vier- 
jahresplan, mit dem die Umstellung zu ei- 
ner Kriegs-Ökonomie organisiert wurde. 
Der Konzern konzipierte wichtige Teile 
des Programms, weshalb das Unterfangen 
auch bald „IG-Farben-Plan“ hieß. Auch 
über die Umsetzung wachten zahlreiche 
Beschäftige des Konzerns, die in die neue 


Vierjahresplan-Behörde abgestellt wurden. 
Spanien kam in der Kriegsplanung wegen 
seiner Bodenschätze eine wichtige Rolle 
zu. Der IG-Direktor Heinrich Gattineau 
war direkt zu Kriegsbeginn nach Spanien 
gereist, um die Versorgung mit Rohstoffen 
sicherzustellen. Gattineau warnte vor der 
sehr gefährlichen Situation, nicht mehr ge- 
nügend Schwefelkies für die Schwefelsäu- 
re-Produktion einführen zu können; über 
die Hälfte des Bedarfs deckte das Deutsche 
Reich damals aus spanischen Quellen. 
Doch bereits im Oktober 1936 leisteten die 
deutschen Stellen Vorauszahlungen „von 
ca. RM 200.000, a Conto der bereits unter- 
wegs befindlichen und weiter noch zu ver- 
schiffenden Mengen Schwefelkies“. Ein 
Großteil davon ging an die IG FARBEN; 
über die Jahre lag ihr Anteil am Gesamt- 
Import bei 80 Prozent. 

Die Coordination gegen BAYER-Gefah- 
ren beschäftigt sich seit 30 Jahren mit der 
Geschichte der chemischen Industrie im 
Dritten Reich. In den 90er Jahren kämpfte 
die Coordination gemeinsam mit überle- 
benden Sklavenarbeitern für Entschädi- 
gungszahlungen der IG-Nachfolger BASF, 
BAYER und HOECHST. 

Coordination gegen BAYER-Gefahren I 


:neuerscheinungen, ankündigungen 


So viele wie möglich 


„So viele wie möglich” ist im custos 
verlag (ISBN 978-3-943195-00-2) er- 
schienen und kostet 8,90 Euro; ein 
Euro pro verkauftem Buch geht an 
das Bergische Kinderhospiz in Wup- 
pertal. Weitere Informationen im In- 
ternet unter 
www.sandy-green.de 


Die Solinger Autorin Sandy Green hat 
ein neues Buch veröffentlicht. „So viele 
wie möglich“ ist eine Erzählung, die 
nach einer wahren Begebenheit entstand. 
Hier steht eine jener Unbekannten im 
Mittelpunkt, die nicht 
wegsehen konnten an- 
gesichts des Elends, das 
die Nationalsozialisten 


gerade auch in den Jüdi- Broschüre: 

schen Ghettos verbreite- Ai 
ten. Die Rote-Kreuz- ” Rechtspopulis- 
Schwester Maria geht mus in Berlin 

ins Krakauer Ghetto, Das Bündnis „Rechtspo- 


um mit den wenigen pulismus stoppen“ Berlin 


5 en Sandy Green \ ; : 
Mitteln, die sie hat, den hat im Juli 2011 eine Bro- 
Menschen zu helfen. 1 schüre „Rechtspopulis- 
Besonders das Leid der 30 viele PREER: mus in Berlin — Rassis- 
kleinen Kinder lässt sie wie möglich | mus als Bindeglied zwi- 


nach einem Weg su- 
chen, sie aus dem Ghet- 
to zu schmuggeln. Sie 
beginnt, die Kinder unter ihren Röcken 
versteckt an den Wachen vorbeizubrin- 
gen und ihnen so das Leben zu retten. 
Sandy Green erweckt in ihrer Erzäh- 
lung eine mutige junge Frau zum Leben, 
die unerkannt wirkte. Die Autorin schil- 
dert Marias Ängste und Zweifel, aber 
auch die große Menschenliebe, die sie 


schen der ‚Mitte‘ der Ge- 
sellschaft und Neonazis- 
mus?“ herausgegeben. 

In der Einleitung schreibt das Bündnis: 
„Haben Sie schon einmal etwas über 
Rechtspopulismus gehört oder gelesen 
und fragen sich immer noch, was über- 
haupt dahinter steckt? Sicher schon. Und 
vermutlich im Zusammen- 
hang mit Vereinen, Organi- 
sationen und Parteien, die 


Erzählung 


oder Abgrenzungen bestehen zum Rassis- 
mus; schließlich tauchen beide immer 
wieder als Begriffspaar auf? Was hat es 
mit dem Bündnis »Rechtspopulismus 
stoppen« auf sich, was will es und gegen 
bzw. für wen oder was engagiert es sich 
seit Mai 2010 mit vielfältigen Aktivitäten? 
Wir, das Bündnis »Rechtspopulismus 
stoppen«, gehen als »breiter Zusammen- 
schluss aus antifaschistischen und anti- 
rassistischen Initiativen, translesbischwu- 
len Gruppen, Migrant_innen-selbstorga- 
nisationen, zivilgesellschaftlich und poli- 
tisches Gruppen, Parteien, Gewerkschaf- 
ten und Einzelpersonen« genau diesen 
Fragen nach. Die über einjährige Be- 
schäftigung damit sowie die Rechtsver- 
schiebung in öffentlichen Debatten zu 
diesem Themenkomplex sind Anlass ge- 
wesen, diese erste Broschüre herauszuge- 
ben. Sie enthält sehr unterschiedlich aus- 
gerichtete Beiträge, um Diskussionsange- 
bote zu machen. So verschieden die poli- 
tische und inhaltliche Motivation der am 
Bündnis beteiligten Gruppen und Einzel- 
personen ist, sich gegen rechtspopulisti- 
sche Aktivitäten zu engagieren, so ver- 
schieden sind auch die Lösungsansätze. 
Mit der Broschüre geht es uns nicht da- 
rum, allumfassend die Komplexität der 
Phänomene Rechtspopulismus, Rassis- 


mus und Sozialchauvi- 


Kausalitäten sowohl un- 


antreibt, den verlorenen Kindern zu hel- mit dem Label »rechtspo- Rechts populismus tereinander wie auch mit 
fen, mit viel Sensibilität und macht sie so pulistisch« belegt werden. in Berlin anderen Themen abzu- 
unmittelbar erfahrbar. Gerade in Berlin treten Rassismus als Bindeglied zwischen bilden. Uns geht es viel- 


mit »Pro Deutschland« und 
»Die Freiheit« zu den Wah- 
len im September Parteien 
an, die als rechtspopulis- 
tisch eingestuft werden. 
Doch welches Phänomen 
soll dieser Begriff um- 
schreiben. Welche Politik-, 
Interaktions- und Kommu- 
nikationsform sowie politi- 
sche Ideologie bzw. Programmatik ist 
kennzeichnend für so definierte Gruppie- 
rungen? Welche Überschneidungen und/ 


„so viele wie möglich“ möchte eine 
dieser unbekannten Heldinnen dem Ver- 
gessen entreißen. Ihr Wirken ist noch 
heute ein wunderbares Beispiel für Men- 
schenliebe, Gerechtigkeitssinn und Zivil- 
courage. 

Sandy Green, 1969 in Mannheim ge- 
boren, lebt als Autorin und Journalistin 
in Solingen. Zahlreiche ihrer Texte wur- 
den mit Literaturpreisen ausgezeichnet. 
Sandy Green wurde für ihr soziales En- 
gagement als „Solingerin des Jahres 
2011“ geehrt. mib I 
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der »Mitte« der Gesellschaft und Neonazismus? 


mehr in einem ersten 
Schritt um die Einigung 
über weltanschauliche, 
parteipolitische und reli- 
giöse Grenzen hinweg 
auf einen grunddemo- 
kratischen Nenner: den 
zunehmenden Rechts- 
ruck in der Gesellschaft, 
sei es in den Medien, in 
der Politik allgemein und in den etablier- 
ten Parteien im Besonderen zu themati- 
sieren und Rassismus wie auch Sozial- 
chauvinismus überall dort entgegenzutre- 
ten, wo er auftritt. Wir setzen uns dabei 
kreativ sowohl inhaltlich wie aktionsori- 
entiert mit den aktuellen Entwicklungen, 
den Strukturen und ihren Akteur_innen 
auseinander. 

Für eine angemessene Behandlung der 
mit dem Thema verbundenen Fragen ha- 
ben wir versucht, Autor_innenzu gewin- 
nen, die sich über unterschiedliche Zu- 
gänge seit Jahren damit beschäftigen, wie 
und warum sich nazistische Kernideolo- 
geme wie Rassismus und Sozialchauvi- 
nismus nicht nur mitten in der Gesell- 
schaft, sondern auch immer wieder und 
beständig aus ihr heraus produzieren. 


Download und mehr Infos: 
http://rechtspopulismusstoppen. 
blogsport.de 
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:aus der rechten presse 


Nationaler Neutralismus als 
Mittel auf dem Weg zur euro- 
päischen Mittelmacht 


„0 Jahre nach dem Mauerbau - Lügen über 
die Einheit“ lautet das Thema der aktuellen 
Ausgabe von ZUERST!, die, anders als im 
vergangenen ersten Jahrgang als Doppelheft 
für zwei Monate erscheint (möglicherweise 
ist die Doppelnummer eine Sparmaßnahme 
angesichts der immer noch äußerst seltenen 
Fremdanzeigen in der Zeitschrift). Aller- 
dings ist der genannte Jahrestag lediglich der 
Aufhänger für eine tiefergehende Debatte — 
die Frage nach der Rolle einer deutschen Po- 
litik unabhängig von der (und möglicherwei- 
se gegen die) USA. 

Ausgegangen wird von BERNHARD 
RADTKE, FALK TIEDEMANN und RO- 
BERT DIEHL dabei von der Tatsache, dass 
die Bundesregierung vor 1989 keine nach 
außen sichtbare, aktive Politik gegen die 
DDR machte. „Während eine Reihe der da- 
mals aktiven Politiker also im nachhinein 
fälschlich behauptet, schon immer Vor- 
kämpfer der deutschen Einheit gewesen zu 
sein, gab es in beiden deutschen Teilstaaten 
eine Reihe von Wissenschaftlern und Publi- 
zisten, die tatsächlich unbeirrbar am Ziel 
der geeinten Nation festhielten und eine ak- 
tive Wiedervereinigungspolitik einforder- 
ten ... brachte der Publizist und Fernseh- 
Journalist Wolfgang Venohr den aufsehen- 
erregenden Sammelband Die deutsche Ein- 
heit kommt bestimmt heraus ... Herausge- 
ber Wolfgang Venohr verwies im Vorwort 
des Buches auf die besondere aktuelle Bri- 
sanz der deutschen Frage: ‚Die deutsche 
Einheit kommt bestimmt. Das ist jetzt klar- 
geworden. Entweder kommt sie auf dem 
Weg einer militärischen Katastrophe. Dann 
findet die Wiedervereinigung aller Deut- 
schen im Massengrab statt. Oder sie kommt 
in Form einer politischen Lösung. Dann 
wird sich erweisen, daß die deutsche Ein- 
heit die einzig wirksame Garantie für den 
europäischen Frieden ist.“ Im Wort von 
der „Wiedervereinigung aller Deutschen im 
Massengrab“, das vor dem Hintergrund der 


zu Beginn der achtziger Jahre geführten lei- 
denschaftlichen Debatte über den NATO- 
Beschluss zur Stationierung US-amerikani- 
scher nuklearer Mittelstreckenraketen in 
der Bundesrepublik zu sehen ist, kommt die 
Distanz zu den USA bereits zum Ausdruck. 

Aber es bleibt nicht bei dieser Andeu- 
tung: „Mit der Unterzeichnung des 2+4- 
Vertrages verzichteten die deutschen Regie- 
rungen jedoch nicht nur darauf, den deut- 
schen Staat in seinen völkerrechtlich gülti- 
gen Grenzen wiederherzustellen. Fast noch 
schwerer wiegt der Verzicht auf eine Sou- 
veränität, die diesen Namen auch verdient. 
Im Jahre 1990 hätte die einmalige Gelegen- 
heit bestanden, die historische Rolle 
Deutschlands als einer europäischen Mit- 
telmacht wiederzugewinnen: neutral, 
blockfrei und womöglich als Kern eines eu- 
ropäischen Bündnisses, das sich für einen 
eigenständigen Weg ohne Einfluss der Su- 
permächte entscheidet“. 

Diese Souveränität wird vor allem militä- 
risch definiert: „Abgesehen davon, dass 
schon durch den 2+4-Vertrag selbst einige 
bedeutende Einschränkungen dieser Sou- 
veränität vorgenommen wurden, so der 
Verzicht auf die deutschen Ostgebiete, das 
Verbot der Herstellung und des Besitzes 
von ABC-Waffen sowie die Festlegung ei- 
ner Truppenstärke von maximal 370.000 
Soldaten“. Deutschland als militärisch 
hochgerüsteter „Kern eines europäischen 
Bündnisses‘ — da ahnt man, wo die Reise in 
Wirklichkeit hingehen soll. 

Bei diesem Ziel einer aufgerüsteten 
Großmacht Deutschland, deren Politik mit 
großer Wahrscheinlichkeit gegen die USA 
gerichtet sein soll, nimmt ZUERST! auch 
gerne die Hilfe des Erzfeindes Russland 
(Hauptsache, es ist kein sozialistischer Staat 
mehr) in Anspruch und interviewt ausführ- 
lich Dr. WJATSCHESLAW DASCHIT- 
SCHEW, einen langjährigen sowjetischen 
Deutschland-Experten und jetzigen Lieb- 
ling aller deutschen Rechten. Auch ihm geht 
es um die deutsche Souveränität und er ant- 
wortet auf die Frage „Ist die heutige Bun- 
desrepublik Deutschland überhaupt ‚souve- 
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rän‘?: „Leider nicht. Selbst der Altkanzler 
Gerhard Schröder hat geschrieben, daß 
Deutschland nur über ‚eine relative Souve- 
ränität‘ verfüge. Helmut Schmidt hat das in 
seinem Buch Mächte der Zukunft viel deut- 
licher definiert: ‚Es gibt für die Mehrheit der 
kontinental-europäischen Nationen in ab- 
sehbarer Zukunft weder einen strategischen, 
noch einen moralischen Grund, sich einem 
denkbar gewordenen amerikanischen Impe- 
rialismus willig unterzuordnen. Wir dürfen 
nicht zu willfährigen Ja-Sagen degenerie- 
ren. Auch wenn die USA in den nächsten 
Jahrzehnten weitaus handlungsfähiger sein 
werden als die Europäische Union, auch 
wenn die Hegemonie Amerikas für längere 
Zeit Bestand haben wird, müssen die euro- 
päischen Nationen gleichwohl ihre Würde 
bewahren. Die Würde beruht auf dem Fest- 
halten an unserer Verantwortung vor dem ei- 
genen Gewissen“. 

Deutlicher wird Dr. Daschitschew wenn 
er in eigenen Worten spricht statt einen so- 
zialdemokratischen Altkanzler zu zitieren: 
„Ein ausgeprägtes Nationalbewusstsein der 
deutschen Nation, das ihrer Staatlichkeit 
und ihrer Souveränität zugrunde liegt, läuft 
den Interessen der Herrschaftspolitik der 
US-amerikanischen Elite zuwider. Deswe- 
gen strebt sie danach, das Nationalbewusst- 
sein der Völker durch politische und propa- 
gandistische Maßnahmen möglichst zu 
schwächen. Zum Hauptobjekt ihrer Politik 
in dieser Hinsicht wurde nicht nur das deut- 
sche sondern auch das russische Volk, um 
diese Völker ‚unten zu halten‘.“ 

Immer wieder fällt in ZUERST! die Mi- 
schung zwischen dumpfer Spießbürgerlich- 
keit und offener NS-Apologie auf, die sich 
im vorliegenden Doppelheft besonders 
deutlich in den Beiträgen von VOLKER 
HARTMANN manifestiert. Reaktionär 
spießig, die übelsten und dümmsten In- 
stinkte der Leser(innen) ansprechend 
kommt der Artikel „Mit Latte und Laptop — 
Die Grünbürger kommen: Wie eine neue 
Elite — ganz sanft — die Innenstädte er- 
obert“. Alle Vorurteile pflegend heißt es 
dort: „Die Wählerschaft (der Grünen - tri) 
rekrutiert sich nicht mehr nur aus Homose- 
xuellen, Sozialpädagogen oder Altkommu- 
nisten ... heute darf sich auch ein Biobür- 
ger ein Sahneeis von Ben & Jerry für vier 
Euro leisten, denn schließlich sind die bei- 
den schwulen Eiskonditoren, das Muster- 
beispiel für Randgruppen, die es in den 
Mainstream geschafft haben ... Subkultur 
aus Künstlern, Dauerstudenten, Ausländern 
und Autonomen. ..“. Offen an die Nazispra- 
che knüpft Hartmann dagegen im Beitrag 
„Werte durch die Hintertür“ an, in dem, an- 
knüpfend an die NS-Bezeichnung „Halbju- 
de“ von „Halbserbin“ und „anderthalb 
deutschen Jugendlichen“ die Rede ist, das 
Wort „arbeitsscheue Elemente‘ benutzt 
wird und der fehlende „Wille zum Sieg“ 
beklagt wird. Es steht nicht nur zu befürch- 
ten, dass wer so schreibt, auch so denkt 
sondern auch noch positive Empfindungen 
bei den Leser(inne)n hervorruft. tr 


